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1 ANLASS UND ERFORDERN IS DER PLANUNG 
 
Im Bereich des beschlossenen Bebauungsplanes BP-17-002 Markendorf "Am Wiesengrund" in Frank-
furt (Oder) auf einer als Gewerbegebiet festgesetzten Fläche beabsichtigt der Vorhabenträger, die 
Voraussetzungen für die Errichtung von ca. 5 Einfamilienhäusern zu schaffen und ein bestehendes 
Gewerbegebäude entsprechend den Festsetzungen zu nutzen. 
Hierfür sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen mittels eines vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes im beschleunigten und vereinfachten Verfahren geschaffen werden (gemäß § 13a Abs.1 
Nr.1 BauGB). Das Verfahren umfasst den Entwurfs-, den Auslegungsbeschluss, die Beteiligung und 
den Satzungsbeschluss, falls keine wesentlichen Einwände vorgebracht werden. 
 
Das Plangebiet des VBP liegt im Geltungsbereich des Bebauungsplans BP-17-002 Markendorf "Am 
Wiesengrund", der am 12.07.2013 durch die Stadtverordnetenversammlung beschlossen wurde. Er 
baut in den wesentlichen Fragen zur Grünordnungsplanung und den städtebaulichen Festsetzungen 
auf diesen Bebauungsplan auf. Durch die Veränderung der Nutzung dieses Teilgebietes von Gewerbe- 
in Mischgebiet sind einige Festsetzungen vorhabenbezogen zu präzisieren. 
 
Am Standort soll eine Mischung von Wohnen und Gewerbe erreicht werden. Auf Grund der vorgese-
henen Nutzung und der sich daraus ergebenden Neuordnungsnotwendigkeit abweichend vom beste-
henden Planungsrecht ist es erforderlich, eine Anpassung über ein Bauleitplanverfahren vorzunehmen. 
 
Die Ziele aus dem Bebauungsplanes BP-17-002 Markendorf "Am Wiesengrund" gelten weiterhin für 
die Teilfläche des VBP. Mit der Entwicklung der Fläche wird der desolate innerörtliche Bereich aufge-
wertet. Es wird die Erschließung der Wohn- und Gewerbegrundstücke verbessert werden und eine 
Lösung zur Verbringung des Regenwassers gefunden. 
 
Auf Grund der günstigen Lage des Plangebietes in Markendorf, nahe einem Großteil der vorhandenen 
und zukünftigen Gewerbe- und Industriegebiete der Stadt Frankfurt (Oder), nahe dem Klinikum, sowie 
in der Nähe von Wald- und Erholungsgebieten (Markendorfer Forst) ist am Standort ein Bedarf hin-
sichtlich einer Wohnentwicklung vorhanden. Mit der Schaffung von Wohnraum in Markendorf kann 
arbeitsstättennah gewohnt und damit Pendelverkehr vermieden werden. 
Gleichfalls ist am Standort eine sehr gute Anbindung an den ÖPNV mit Bus und Straßenbahn vorhan-
den. Hier kann sich das Vorhaben stabilisierend auswirken. 
Bei dieser Planung, insbesondere auf Grund der beabsichtigten Entwicklung von Wohnen am Standort, 
ist auch das Stadtumbaukonzept der Stadt Frankfurt (Oder) zu beachten. 
 
Eine weitere Grundlage ist die Rahmenplanung (aus 2000/2001) zum Ortsteil Markendorf. 
 
Art des Verfahrens: Der VBP soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a Baugesetz-
buch im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Damit wird von der Durchführung einer Umwelt-
prüfung gem. § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch abgesehen (§13a Abs.1 Nr.1 Baugesetzbuch). Die Plange-
bietsgröße beträgt etwa 0,65 ha. Überschläglich wurde ermittelt, dass die zulässige Grundfläche gem. 
§ 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung maximal 3.250 m² betragen kann. Damit wird der Schwellenwert 
von 20.000 m² nicht überschritten. 
 
Aus dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan sind keine abwägungsrelevanten erheblichen Umwelt-
auswirkungen zu erwarten. Somit kann das Verfahren der Innenentwicklung nach § 13 a des Bauge-
setzbuches angewandt werden.  
Vor dem Entwurfsbeschluss ist eine ortsübliche Bekanntmachung durchzuführen. 
 
Standortalternativen:  Der Vorhabenträger will am Standort u. a. Voraussetzungen für die Schaffung 
von Wohnraum für Familienangehörige bieten. Er ist Eigentümer der Flächen. Alternativstandorte für 
sein Vorhaben gibt es nicht bzw. sind im unmittelbaren Umfeld nicht verfügbar. Die hier umzusetzen-
den Strukturen zielen auf das Segment des freistehenden Einfamilienhausbaues ab, welches im In-
nenstadtbereich nicht befriedigt werden kann. Mit dem Vorhaben wird 5  Familien eine Perspektive in 
der Stadt Frankfurt (Oder) gegeben, ihren Lebensmittelpunkt einzurichten bzw. aufrecht zu erhalten. 
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2 BESTAND UND BESCHREIBUNG DES PLANGEBIET ES 
 
2.1 Abgrenzung ( Vorhaben bereich)  
Der Standort liegt im OT Markendorf südlich der Einmündung Am Klinikum in die Müllroser Chaussee 
(B 87). Der Standort wird im Nordwesten vom Wolfsweg mit Einfamilienhausbebauung, im Nordosten 
von der Wohnbebauung an neuen Goldammerweg, im Südosten und Süden durch die Gewerbebauten 
am Fuchsweg und die Kleingartenanlage sowie im Südwesten durch die Wohnbebauung am Fuchs-
weg, Kreuzungsbereich Wolfsweg umgrenzt. 
Der Vorhabenbereich umfasst die Wohn- und Gewerbegrundstücke und die Fläche B für ein Geh- 
Fahr- und Leitungsrecht (alle im Eigentum des Vorhabenträgers). Zum erweiterten Bebauungsplanbe-
reich kommen das Restgrundstück am Fuchsweg, die Dienstbarkeit A auf dem Fuchsweg und der 
Wolfsweg dazu. 
 
2.2 Topografie  
Der Standort ist nahezu eben mit einer Höhe von ca. 91 m über DHHN. Das insgesamt geringe Gefälle 
von Nordwest nach Südost kann für die Regenentwässerung nur bedingt genutzt werden. 
 
2.3 Grundstücks - und Gebäudenutzung  
Neben der bestehenden Nutzung des ehemaligen Landwirtschaftsgebäudes (Stall, Scheune, Holz-
werkstatt) als private Lagerräume besteht keine weitere Nutzung im Geltungsbereich.  
 
2.4 Entwicklung des Standortes  
Der Standort war Teil eines Landwirtschaftsbetrieb (Stallanlagen und Betriebsgebäude), der bis in die 
80er Jahre des vorigen Jahrhunderts genutzt wurde, der nach Aufgabe der Tierhaltung allmählich in 
einen Garagen- und Gewerbestandort umgewandelt wurde (dritter Gewerbekomplex in Markendorf). 
Bis ca. 1990 grenzten an den Standort vorwiegend Landwirtschaftsflächen, Kleingärten und in Rich-
tung B 87 (Müllroser Chaussee) einige Einfamilienhäuser. 
Nach 1990 wurde das leerstehende Landwirtschaftsgebäude u.a. als Holzwerkstatt des Lebenshilfe 
e.V. und als Lagerhalle gewerblich genutzt und verfiel später (Flurstücke 230/12, 1091, 1112, Privatei-
gentum). 
 
2.5 Eigentum  
Zum Geltungsbereich des VBP gehören die Flurstücke 1779, 1780, 1753 (anteilig) und 1754 (anteilig) 
der Flur 133 der Gemarkung Frankfurt (Oder). Eigentümer ist der Vorhabenträger. Die Flurstücke 942 
(anteilig), 943 (anteilig) 1704, 1706 (alle Wolfsweg) und 1112 (anteilig) der Flur 133 gehört zum erwei-
terten Vorhabenbereich. 
 

Flur Flurstück Eigentümer  
133 1779, 1780 (vorher 230/12) privat 

1753, 1754 (anteilig, vorher 1091) privat 
942 (anteilig), 943 (anteilig) 1704, 1706 kommunal (Wolfsweg) 
1112 privat (teilweise Fuchsweg) 

 
2.6 Räumliche Struktur und bauliche Anlagen  
Die räumliche Struktur besteht im südöstlichen Bereich des Standortes aus dem einfach strukturierten 
hallenartigen ehemaligen Stall- und Werkstattgebäude mit Satteldach. 
Der Standort hat keine erkennbare geplante städtebauliche Struktur. Die bauliche Anlage ist im We-
sentlichen als nicht wertvoll und nicht schützenswert einzustufen. 
 
2.7 Verkehrserschließung  
Der Standort liegt nahe der Müllroser Chaussee (B 87), der begleitenden Straßenbahnlinie und dem 
begleitenden Radweg. Er liegt zwischen Wolfsweg und Fuchsweg und ist über die Wildbahn an die B 
87 angebunden. Der Gewerbebau ist im Bestand über ein Geh- und Fahrrechte an den Fuchsweg 
angebunden. An der südöstlichen Grenze besteht ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der 
angrenzenden Gewerbe- und Wohngrundstücke. 
Im Ortsteil bestehen außerdem verschiedene Fuß- und Radwegeverbindungen zum Klinikum, in den 
Markendorfer Forst und zum zentralen Bereich an der Wildbahn. 
 
Die ÖPNV-Erschließung ist über die Straßenbahn, insbesondere mit der Straßenbahnhaltestelle in 
Höhe Fuchsweg gesichert. Weitere Straßenbahn- und Bushaltestellen befinden sich am Industrie- und 
Gewerbegebiet TeGeCe und in der Müllroser Chaussee (B 87) in zumutbarer Entfernung. 
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Gemäß den Zielen der Landesplanung sollen Wohnbauflächen im Einzugsbereich von öffentlichen 
Verkehrsmitteln forciert werden. Das Plangebiet wird mit Straßenbahn und Bus erschlossen, die auch 
eine Verbindung zum Bahnhof Frankfurt (Oder) herstellen. 
Der VBP kann sich hinsichtlich der Vereinbarkeit der Planungsabsicht mit den Zielen, Grundsätzen und 
sonstigen Erfordernissen der Verkehrsplanung des Landes dem übergeordneten Bebauungsplan BP-
17-002 Markendorf "Am Wiesengrund" unterordnen. 
Im Planverfahren dafür lagen dem Landesamt für Bauen und Verkehr für die Verkehrsbereiche Stra-
ßen, übriger ÖPNV, Schienenpersonennahverkehr, ziviler Luftverkehr (Flugplätze), Landeswasserstra-
ßen und Häfen keine Informationen zu Planungen, die das Vorhaben betreffen können, vor. 
 
2.8 Technische Infrastruktur  
Technische Medien sind partiell im Wolfsweg vorhanden (Strom, Gas, Telekom, Straßenbeleuchtung). 
Die Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung der 5 geplanten neuen Grundstücke ist über die 
Anlagen im Wolfsweg bzw. im Bereich des Leitungsrechtes B gesichert.  
Im Wolfsweg befindet sich eine Freigefälleschmutzwasserleitung, die nicht mit einem Mischwasserka-
nal verbunden ist. Das Schmutzwasser der Gewerbebetriebe wird über eine Druckleitung in Richtung 
Fuchsweg abgepumpt. 
Für Regenwasser besteht keine Ableitungsmöglichkeit im Planbereich. Es ist am Standort jedoch ver-
sickerungsfähiger Boden vorhanden (Geotechnischer Bericht vom 22.04.2014, Baugrundbüro Wenzel). 
Der Standort ist im Wesentlichen altlastenfrei, sodass eine Versickerung stattfinden kann.  
Im Wolfsweg (westlicher Abschnitt) befinden sich eine Erdgas-Mitteldruck-Leitung und die entspre-
chenden Erdgashausanschlüsse. 
Diverse Leitungsrechte sind im Fuchsweg und ab Mitte Wolfsweg bis in die Gewerbestandorte vorhan-
den, und grundbuchlich gesichert. 
 
2.9 Natur und Landschaft  
Grundlage sind besonders die Aussagen in den Punkten 2.9 Natur und Landschaft sowie 6.4 Pflanz- 
und Erhaltungsbindungen des Bebauungsplanes BP-17-002 Markendorf "Am Wiesengrund". 
 
2.9.1 Boden  
Im Plangebiet dominieren anthropogen veränderte Bodenarten, die vollflächig durch bauliche Nutzun-
gen, Flächenversiegelung bzw. Lagerflächennutzung entstanden sind. Seltene oder wertvolle Böden 
werden durch das Vorhaben nicht berührt. 
Durch die vorgesehene Nachnutzung dieses Bereiches wird das Schutzgut Boden voraussichtlich nicht 
negativ beeinträchtigt. Die angestrebten Nutzungen sind nicht dazu geeignet, bestehende Vorbelas-
tungen zu vergrößern. 
Unter der humösen Oberbodenschicht wurden bis in Tiefen zwischen 0,75 m und 2,20 m nichtbindige, 
enggestufte, teilweise schluffige bis stark schluffige, mitteldicht gelagerte Sande erbohrt, die bis zur 
Endteufe von bindigen, steifplastischen Geschiebelehm in Form von stark schluffigem, stark tonigem, 
teilweise schwach kiesigem Feinsand unterlagert werden (Geotechnischer Bericht vom 22.04.2014, 
Baugrundbüro Wenzel). 
 
2.9.2 Wasser  
Oberflächengewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden. Der Grundwasserflurabstand im Plangebiet 
liegt zwischen 20 und 40 m (Quelle: Hydrologische Karte der DDR im M 1:50.000, Landesamt für Ge-
owissenschaften und Rohstoffe Brandenburg). 
Freies Grundwasser und grundwasseranzeigende Bodenmerkmale wurden nicht festgestellt (Geotech-
nischer Bericht vom 22.04.2014, Baugrundbüro Wenzel). 
Aufgrund der Ausgangsituation ist mit einer Nutzung des bisher brachliegenden Standortes von keiner 
Verschlechterung für das Schutzgut Wasser auszugehen. Die Grundwasserneubildungsfunktion wird 
nicht negativ beeinträchtigt, da mit der angestrebten Nutzung eine Verbesserung der Versickerungssi-
tuation im Vergleich zum Ist-Zustand erfolgt. 
 
2.9.3 Standortklima  
Für das Standortklima hat die Fläche des Plangebiets keine spezielle Bedeutung. 
 
2.9.4 Pflan zen und Tiere  
Die im Plangebiet vorhandenen Biotoptypen beschränken sich entsprechend der Untersuchung zum 
übergeordneten BP-17-002 Markendorf "Am Wiesengrund" auf Industrie-, Gewerbe-, Handels- u. 
Dienstleistungsfläche ungenutzt mit mehrjähriger Spontanvegetation (OGBM) sowie Straßen mit As-
phalt- oder Betondecken (OVSB). 
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Neben den Ausführungen zur Vegetation und zum besonderen Artenschutz kann im Wesentlichen die 
Gesamteinschätzung auf die Teilfläche für das Vorhaben Bebauung Fuchsweg zitiert werden: 
�ÄDa mit der Planung für die vorhandenen gewerblichen Bauflächen keine Veränderungen für die im 
Plangebiet erfassten geschützten Arten zu erwarten sind und da weiterhin mit der Anlage der Hausgär-
ten in den Wohngebieten und den privaten Grünflächen ebenfalls urbane und mit dem Bestand annä-
hernd vergleichbare Lebensräume bei Verringerung des Versiegelungsgrades geschaffen werden 
können, kann nach Prüfung festgestellt werden, dass keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände 
gem. § 44 BundesNaturSchutzGesetz berührt werden.�³ 
 
2.9.5 Landschaftsbild  
Das Orts- und Landschaftsbild ist gegenwärtig nur durch das vorhandene Gewerbegebäude und die 
Gewerbebrache gekennzeichnet. Der Gewerbebau stört gegenwärtig das Orts- und Landschaftsbild, 
insbesondere durch die marode Bausubstanz und die ruderale Vegetation. 
Das Orts- und Landschaftsbild wird sich entsprechend dem ebenfalls baulich genutzten Umfeld entwi-
ckeln und damit besser als im Bestand in das Orts- und Landschaftsbild einfügen. Beeinträchtigungen 
hinsichtlich der Müllablagerungen wurden bereits dauerhaft beseitigt. 
 
2.10 Altlasten  
Die Flurstücke der als Mischgebiet vorgesehenen Fläche waren aufgrund ihrer ursprünglichen Nut-
zungsart im Altlastenkataster der Stadt Frankfurt (Oder) enthalten. Sie gehören zum Gelände eines 
ehemaligen Stallkomplexes. 
Ein Teil des Vorhabenbereichs wurde im März 2013 durch AKS Aqua-Kommunal-Service GmbH unter-
sucht. Der untersuchte Bereich umfasst die Flurstücke 1779, 1780 und anteilig die Flurstücke 1753 und 
1754 der Flur 133. Die durchgeführten Untersuchungen ergaben, dass der Boden schadstofffrei ist. Als 
abschließendes Ergebnis wurde die Streichung des untersuchten Grundstückes aus dem Altlastenka-
taster empfohlen und durch die Kommune inzwischen bestätigt.  
Die Beprobungsergebnisse für die fehlenden Grundstücksanteile im Geltungsbereich (Flurstücke 
1753, 1754 und 1112) wurden 2016 nachgereicht und mit ihnen die Altlastenfreiheit nachgewiesen. Ein 
Antrag auf Entlassung aus dem Altlastenkataster wurde durch den Vorhabenträger gestellt. 
 
Damit sind Geltungsbereich und Anteile des erweiterten Geltungsbereiches (Flurstücke 1779, 1780, 
1753 (anteilig), 1754 (anteilig) und 1112 (anteilig) der Flur 133) nicht mehr Bestandteil der Altlastver-
dachtsfläche. 
Auf Grund der Ergebnisse der Untersuchungen im Bereich ist das Vorhandensein großflächiger Altlas-
ten auf den Grundstücken des Mischgebietes wenig wahrscheinlich. Werden trotzdem Altlasten aufge-
funden, ist der entsprechende Fund an die untere Abfall- und Bodenschutzbehörde zu melden und zu 
beseitigen. Es ist auf Grund der beschriebenen Wahrscheinlichkeit sicher davon auszugehen, dass die 
Beseitigung wirtschaftlich umsetzbar ist und die in Aussicht genommene Planung nicht verhindert. 
 
2.11 Nutzungseinschränkungen  
Bodendenkmale:  
Im Bereich des Vorhabens sind keine Bodendenkmale bekannt. Da im Planungsbereich bei Erdeingrif-
fen Bodendenkmale entdeckt werden können, sind die entsprechenden Festlegungen im Gesetz über 
den Schutz und die Pflege der Denkmale im Land Brandenburg - Brandenburgisches Denkmalschutz-
gesetz (BbgDSchG) �± vom 24. Mai 2004 (GVBl. I, S. 215) zu beachten. 
 
Fernwärmesatzung:  
Der Geltungsbereich ist derzeit nicht Bestandteil der Satzung. 
 
Kampfmittel : 
Die Munitionsfreiheitsbescheinigung für das Plangebiet liegt vor. 
 
 
3 VORBEREITENDE BAULEITPLANUNG UND Ü BERGEORDNETE PLANUNG EN 
 
3.1 Ziele der Raumordnung und Landesplanung, sowie der Regionalplanung  
Raumordnung und Landesplanung 
Die Festlegungskarte 1 des LEP B-B enthält im Bereich des Plangebietes keine zeichnerischen Fest-
legungen. 
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Ziel 4.5 Abs. 1 Nr. 1 LEP B-B (Die Entwicklung von Siedlungsflächen mit Wohnnutzungen ist in Zentra-
len Orten ohne Gestaltungsraum Siedlung quantitativ ohne Begrenzung möglich); 
Grundsatz 4.1 LEP B-B (Siedlungsentwicklung vorrangig unter Nutzung bisher nicht ausgeschöpfter 
Entwicklung und vorhandener Infrastruktur innerhalb vorhandener Siedlungsgebiete), 
Grundsätze § 5 Abs. 2 LEPro 2007 (Vorrang von Innen- und Außenentwicklung; Reaktivierung von 
Siedlungsbrachflächen bei der Siedlungsentwicklung). 
Grundsatz 4.1 LEP B-B (Vorrangige Nutzung nicht ausgeschöpfter Entwicklungspotentiale unter Inan-
spruchnahme vorhandener Infrastruktur; Entwicklung verkehrsvermeidender Siedlungsstrukturen durch 
Funktionsbündelung und Nutzungsmischung). 
Die dargestellte Planungsabsicht lässt zum derzeitigen Planungsstand keinen Widerspruch zu den 
Zielen der Raumordnung erkennen. 
Bei der vorliegenden Planung handelt es sich um eine Nachverdichtung des bestehenden Siedlungs-
gebietes durch eine Mischung von Wohnen und Gewerbe. 
Das Ziel 4.5 Abs. 1 Nr. 1 LEP B-B ermöglicht in Zentralen Orten ohne Gestaltungsraum Siedlung wie 
dem Oberzentrum Frankfurt (Oder) die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen. Dies schließt auch die 
Entwicklung von Mischgebieten ein, da auch sie dem Wohnen dienen. 
Die Planungsziele berücksichtigen auch die Grundsätze der Raumordnung aus § 5 Abs. 2 LEPro 2007 
und aus 4.1 LEP B-B zum Vorrang der Innenentwicklung. 
Regionalplanung 
Der aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Frankfurt (Oder) entwickelte Bebauungsplan befindet sich 
in Übereinstimmung mit den regionalen Zielsetzungen der Raumordnung und wird befürwortet. 
 
3.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan  
Im Flächennutzungsplan der Stadt Frankfurt (Oder) vom 24.01.2000 in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 02.12.2009 ist der Bereich als Mischbaufläche dargestellt. Mit Erhalt des Gewerbes (als 
nicht wesentlich störendes Gewerbe) im Plangebiet ist die Fläche auch mit einer ergänzenden Woh-
nungsbaufläche aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
 
3.3 Überörtliche Fachplanun gen und sons tige bestehende Pla nungen  
Die Ergebnisse der Rahmenplanung für den Ortsteil Markendorf von 2002 wurden beachtet und wei-
terentwickelt. 
Das Bauvorhaben Fuchsweg wird auf einer Teilfläche des BP-17-002 Markendorf "Am Wiesengrund" 
(beschlossen im Dezember 2012) entwickelt. Im übergeordneten Bebauungsplan ist der Standort als 
Gewerbegebiet festgesetzt. Die Vorgaben aus dem Bebauungsplan dienen als Grundlage für die Fest-
setzungen im VBP. 
 
 
4 ZIELE UND ZWECK DES VORHABENBEZOGENEN BEBAUUNGSPLANES  
 
Die Rahmenplanung für den Ortsteil Markendorf hat als eines der wesentlichen Arbeitsergebnisse die 
unter städtebaulichen wie siedlungsstrukturellen Gesichtspunkten vorteilhafte Konzentration der Woh-
nungsentwicklung in Markendorf südöstlich der B 87 herausgestellt. Hierzu gehört auch das betrachte-
te Vorhaben�J�H�E�L�H�W���ÄBauvorhaben Fuchsweg�³�� 
Mit dem VBP-Verfahren ist beabsichtigt, die rechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung der Flä-
che am Fuchsweg zu gewinnen. Der VBP beinhaltet die Entwicklung des Standortes zu einem Misch-
gebiet. Am Wolfsweg ist der Bau von Einfamilienhäusern geplant. Am Fuchsweg soll das bestehende 
Gewerbegebäude erhalten und später saniert werden. 
Die Inanspruchnahme dieses Siedlungspotenzials soll mit dazu dienen, das Angebot an differenzier-
ten, nutzungsgerechten Wohnraum (hier Einzel- und Doppelhäuser) in Frankfurt (Oder) zu verbessern 
und dadurch zur Stabilisierung der Einwohnerentwicklung beitragen. 
Für eine effiziente Vermarktung der Fläche ist die Erschließung zu sichern und zu qualifizieren. Entlang 
dieser Anbindung sind zugleich die noch zu ergänzenden stadttechnischen Zuführungen zu verlegen. 
Die beabsichtigte innere städtebauliche Ordnung des Standortes soll die angrenzenden Strukturen 
berücksichtigen und ergänzen. 
Die Entwicklung des Wohn- und Gewerbequartiers ist mit den angrenzenden Nutzungen abzustimmen. 
Für die Entwicklung des Siedlungscharakters von Markendorf, für die städtebauliche Einbindung des 
Wohngebiets in das Ortsbild und für die Aufwertung der Entwicklungsachse zwischen dem Ortsteil und 
der Stadt Frankfurt (Oder) sind verbindliche Vorgaben für die Bebauung der Fläche zu treffen. 
 
Ziel des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist die geordnete städtebauliche und freiräumliche 
Entwicklung des Wohn- und Gewerbequartiers. 
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Als Grundlage für den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan wurde ein Vorhaben- und Erschließungs-
plan (VEP) erarbeitet, der die baulichen, erschließungsseitigen und städtebaulich-funktionellen Zu-
sammenhänge gegenständlicher darstellt. 
Der VEP wird zwischen Vorhabenträgerin und Stadt auf Grundlage des Baugesetzbuches (§12) abge-
stimmt. Der VEP unterliegt nicht der Baunutzungs- und nicht der Planzeichenverordnung. 
Der Geltungsbereich des VEP umfasst die Flurstücke 230/12 und 1091 (anteilig) der Flur 133 der Ge-
markung Frankfurt (Oder). 
 
 
5 STÄDTEBAULICHES KONZEPT  
 
Die städtebauliche Ordnung geht von der bestehenden äußeren Erschließung, vom Erhalt des Gewer-
begebäudes und den Vorgaben aus der angrenzenden Wohnbebauung aus. Die Neubebauung soll 
den Siedlungscharakter von Markendorf wahren und die städtebaulichen Räume an Fuchs- und 
Wolfsweg ergänzen. Eine optimale Mischung von Gewerbe und Wohnen in Verbindung mit einer wirt-
schaftlichen Parzellierung soll erreicht werden. Die Erschließung der Wohngrundstücke erfolgt vom 
Wolfsweg, die des bestehenden Gewerbes vom Fuchsweg aus. 
Da das Gebiet von Fledermäusen für Transferflüge und als Jagdgebiet genutzt wird, wird der Empfeh-
lung des Erhalts der vorhandenen Wege als wichtige Leitstruktur (BP-17-002), gefolgt. 
Die durchschnittliche Wohnbauparzelle ist ca. 700 m² groß, wobei in den Parzellen 1 und 5 das beste-
hende Wege- und Leitungsrecht berücksichtigt wird. 
Die Bebauung der Straßenräume wird durch Baugrenzen festgesetzt. Die zulässige Zweigeschossig-
keit, die Tiefe der Baufenster von 14 m und wenige bauordnungsrechtliche Vorgaben ermöglichen, 
eine relativ geordnete Siedlungsstruktur zu sichern, bieten aber auch Spielraum für die einzelnen Bau-
herren. 
 
5.1 Bebauung  und  Nutzung  
Bebauung und Nutzung des Mischgebietes unterteilen sich in die Bereiche nicht wesentlich störender 
Gewerbe und die Wohnbebauung mit Anforderung wie an ein allgemeines Wohngebiet. Das entspricht 
einem Teil der im Flächennutzungsplan dargestellten Mischbaufläche. 
 
Das bestehende Gewerbegebäude wird mit der Gebietsfestsetzung, den Festsetzungen zur techni-
schen Erschließung, zur Verkehrserschließung und zu den Geh-, Fahr- und Leitungsrechten gesichert 
und kann auf der verbleibenden Fläche saniert und umgebaut werden. 
Das bestehende Gewerbe umfasst gegenwärtig nur privaten Zwecken dienende Lagerhaltung und 
kann damit als nicht wesentlich störend eingestuft werden. 
 
Das Mischgebiet ermöglicht entsprechend dem Vorhaben- und Erschließungsplan folgende Nutzungen 
auf den zugehörigen Flächen: 
- 5 Wohngrundstücke mit Doppel- und Einzelhäusern. Wohngebäude können auch jeweils über 

Nebengebäude bzw. Garagen verbunden sein. Bei durchschnittlich 3 Personen pro Haushalt 
werden prognostisch ca. 15 Menschen am Standort wohnen. 

- Nicht wesentlich störendes Gewerbe ist den Festsetzungen entsprechend ausnahmsweise im 
Mischgebiet zulässig, wird hier aber auf das bestehende Gewerbegebäude beschränkt sein. 

- Die benötigten Flächen für den ruhenden Verkehr werden auf den einzelnen Grundstücken rea-
lisiert. 

 
Vorhandenes Gewerbegebäude:  
Für die bestehende gewerbliche Nutzung ist kein Sondereigentum für das Gebäude bzw. kein einge-
tragenes Recht vorhanden, so dass das aufstehende Gebäude jeweils dem Grundstückseigentümer 
gehört. Sollte eine Nutzungsänderung erfolgen, ist ein Baugenehmigungsverfahren erforderlich. 
Eine bauliche Trennung des Gebäudes entsprechend der geplanten Grundstücksteilung ist innerhalb 
der rechtlichen Rahmenbedingungen möglich und umsetzbar. Es sind dann, falls noch nicht vorhan-
den, Dienstbarkeiten, Brandschutzmaßnahmen etc. abzustimmen. 
 
5.2 Verkehrse rschließung  
B 87/Wildbahn/Wolfsweg: 
Der geplante Vorhabenstandort wird über die Anliegerstraßen Wolfsweg und die Wildbahn an die 
Hauptverkehrsstraße B 87 (Müllroser Chaussee) über einen Einmündungsknotenpunkt mit LSA und 
zusätzlicher Linkseinbiegespur angebunden. Ebenso besteht am Knotenpunkt für das Linksabbiegen 
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in landwärtiger Richtung in der B 87 eine separate Linksabbiegespur und in stadtwärtiger Richtung 
eine separate Rechtsabbiegespur für den Kfz-Verkehr zur Erschließung des Wohngebietes am Wolfs-
weg. Die südlich und östlich gelegenen Parzellen des Vorhabenstandortes sind an den Fuchsweg 
(über das Geh-, Fahr, und Leitungsrecht A) und an den Grünfinkenweg (über das Geh-, Fahr, und 
Leitungsrecht B und privatrechtliche Vereinbarungen zur Nutzung der Privatstraße) angeschlossen.  
Der Verkehr aus den geplanten 5 Einfamilienhäusern und dem auszunutzenden Stallgebäude (private 
Garage, Lager, Archiv oder Bastelwerkstatt) wird nur sehr geringe Mehrbelastungen im Kfz-Verkehr 
hervorrufen. Damit werden sich die Wartezeiten an der Einmündung Wildbahn in die B 87 nur unwe-
sentlich verlängern. Es kann damit auch vorausschauend angenommen werden, dass auch die B 87 
neu nur unwesentlich mehr belastet wird. 
Wolfsweg und Fuchsweg gehören zum erweiterten räumlichen Geltungsbereich des VBP. 
 
Wolfsweg (Auszug aus BP-17-002 Markendorf "Am Wiesengrund"): 
Der Wolfsweg ist in seinem Verlauf unterteilt in die südwestliche öffentliche Verkehrsfläche (Stichstra-
ße) zur Erschließung der zukünftigen Anlieger und der im Bestand vorhandenen Wohngebäude sowie 
in die nordöstlichen Weiterführung als Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Geh- und Radweg als 
Verbindung zur Straße Am Klinikum. 
Im südwestlichen Abschnitt der Stichstraße ist eine Wendefläche für Pkw einzuordnen. 
Je Fahrbahnseite ist ein Sicherheitsstreifen von 50 cm vorzusehen. Damit ist eine Gesamtbreite von 
5,5 m als Verkehrsfläche erforderlich. Die Verkehrsfläche des Wolfsweges ist derart auszubauen, dass  
Feuerwehrfahrzeuge, Krankenwagen und dreiachsige Müllfahrzeuge ein- und (gegebenenfalls rück-
wärts) ausfahren können. 
Für den Wolfsweg wurde ein Bodensonderungsverfahren durchgeführt, um die im Bestand bereits in 
Anspruch genommenen Flächen zu kommunalisieren. 

Durch die erfolgte Neuordnung und vertraglich vereinbarte Führung des Gewerbeverkehrs über den 
Grünfinkenweg zur Straße Am Klinikum wird der Wolfsweg vom Gewerbeverkehr entlastet. 
 
Der Landesbetrieb Straßenwesen Dezernat Planung Ost Dienststätte Frankfurt (Oder) weist darauf hin, 
dass seitens der Straßenbauverwaltung werden keine Lärmschutzmaßnahmen für die vorgesehene 
Bebauung übernommen. Diese gehen zu Lasten des Investors (Vorhabenträgers). 
 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht B: 
Vom Wolfsweg führte entsprechend Bestandsbebauungsplan ein Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 
(Breite 5,50 m mit Radius in das im BP-17-002 festgesetzte Gewerbegebiet bis zum Flurstück 230/15 
auf der Grundlage eines grundbuchrechtlich bereits im Bestand gesicherten Wegerechtes zu Gunsten 
der Gewerbetreibenden Fuchsweg 7 bis 10 (Flurstücke 1780, 230/13 bis 230/17 und 1753 der Flur 
133), eines geplanten Wohngrundstückes (Flurstück 1761) sowie für zu sichernde Leitungen der Ver-
sorgungsunternehmen. Diese Dienstbarkeit führt über die privaten Flurstücke 1779 und 1780 des Vor-
habenträgers. Vorgesehen wird nun ein (gegenüber der Bestandsplanung eingeschränkteres) Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht lediglich zu Gunsten der Anlieger sowie der Versorgungsunternehmen. Der-
zeit umfasst dies die Anlieger des Geltungsbereiches des Änderungsbebauungsplanes. Die Gewerbe-
treibenden haben sich die verkehrliche Erschließung über den Grünfinkenweg rechtlich gesichert. Mit 
einer Nutzung des Grünfinkenweges für den geringen Gewerbeverkehr entfällt das Erfordernis des 
Überfahrtrechtes für die Gewerbetreibenden vom Wolfsweg aus. Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht B 
wird entsprechend vorgesehen. 

Das Leitungsrecht bleibt für alle Anlieger bestehen, das Geh- und Fahrrecht ist den Anliegern der um-
liegenden Wohn- bzw. Mischgebiete vorbehalten. 

Im Bereich des Leitungsrechtes B wurden die Trink- und Schmutzwasseranlagen der FWA mbH durch 
Eintragungen im Grundbuch (bpD) zwischen Wolfsweg und Goldammerweg (1. BA der Wohnge-
bietserschließung) gesichert. Die Sicherung der Anlagen zwischen Goldammerweg und Ende Flurstück 
1780 ist für die Erschließung der Grundstücke im Geltungsbereich sowie des angrenzenden Wohnge-
bietes zwingend erforderlich. 

Die eingetragene Dienstbarkeit umfasst das Recht, das Grundstück für den Betrieb, die Instandsetzung 
und die Erneuerung zu betreten oder zu nutzen. Im Bereich des Schutzstreifens dürfen für die Dauer 
des Bestehens der Leitungen keine baulichen Anlagen errichtet oder sonstige Einwirkungen, die den 
Bestand oder Betrieb beeinträchtigen oder gefährden könnten, vorgenommen werden. Als sonstige 
Einwirkungen zählen unter anderem die Bepflanzung mit Bäumen sowie die Regulierung des Gelän-
des. 
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Fuchsweg: 
Der Fuchsweg ist keine öffentliche Verkehrsfläche. 

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht A: 
Im erweiterten räumlichen Geltungsbereich des VBP bestehen insbesondere zur rechtlichen Erschlie-
ßung von Gewerbeflächen, der Wohnbebauung am Fuchsweg und für die Erschließung der südlich 
gelegenen Kleingartenanlage privatrechtliche Dienstbarkeiten. Das sind Geh-, Fahr- und Leitungsrech-
te (Breite 4,75 m mit Wendefläche für PKW) im privaten Abschnitt des Fuchsweges zu Gunsten der 
angrenzenden Wohngrundstücke Fuchsweg 5a und 5b (Flurstücke 447 und 448 der Flur 133), der 
angrenzenden Kleingartenanlage Fu�F�K�V�Z�H�J�� ���� ���.�O�H�L�Q�J�D�U�W�H�Q�Y�H�U�H�L�Q�� �Ä�$�Q�� �'�H�U�� �:�L�O�G�E�D�K�Q�³�� �P�L�W�� �V�H�L�Q�H�Q�� �0�Le-
tern und Pächtern; Flurstücke 1091 und 1112 der Flur 133) und der Gewerbetreibenden Fuchsweg 7 
bis 10 (Flurstücke 230/12 bis 230/17 und 1091 der Flur 133) sowie für zu sichernde Leitungen der Ver-
sorgungsunternehmen im Plangebiet. 
 
Im Bereich des Leitungsrechtes A wurde die Trinkwasserleitung PVC DN300 durch Dienstbarkeiten im 
Grundbuch gesichert. Es ist ein Leitungsrecht für den vorhandenen Schmutzwasserkanal Stz DN150 
(Schacht 64965018 bis Schacht 64965398) ergänzend festzuschreiben. 

Die ungehinderte Begeh- �X�Q�G���%�H�I�D�K�U�E�D�U�N�H�L�W���G�H�U���%�H�U�H�L�F�K�H���Ä�$�����X�Q�G���Ä�%�����P�L�W���H�Q�W�V�S�U�H�F�K�H�Q�G�H�U���7�H�F�K�Q�L�N���G�H�U��
FWA mbH ist jederzeit durch den Vorhabenträger bzw. die späteren Grundstückseigentümer abzusi-
chern. Die Anordnung von Zaun- oder Absperranlagen, welche die Erreichbarkeit der Anlagen verhin-
dern, ist nicht zulässig. 

Vom Vorhabenträger ist zu beachten, dass Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Ver- und Ent-
sorgungsleitungen gem. DVGW-Regelwerk GW 125 vom März 1989 nur in einem Abstand von > 2,50 
m möglich sind. Einem geringeren Pflanzabstand wird in Ausnahmefällen zugestimmt, wenn Schutz-
maßnahmen gegen Durchwurzelung vorgesehen werden. Möglich sind Trennwände aus Stahl, Beton 
oder wurzelfesten Kunststoffplatten, Schutzrohre oder dickwandige Wurzelschutzfolien (d > 2mm). 
Abstände unter 1,50 m sind nicht zulässig. 

 
5.3 Technische Infrastruktur  
Die technischen Medien (Trinkwasser, Schmutzwasser, Strom, Gas, Telekom, Straßenbeleuchtung) 
zur Ver- und Entsorgung der Wohn- und Gewebegrundstücke sind im Wolfsweg am Vorhabenstandort 
vorhanden. 
Über das bestehende Geh-, Fahr- und Leitungsrecht B entlang der Grenze zum Wohngebiet sind die 
Medien zu Ver- und Entsorgung des Gewerbes geführt. 
 
Für die Schmutzwasserableitung und die Regenwasserverbringung sind Sonderlösungen erforderlich. 
 
Schmutz wasserableitung:  Über das o.g. Leitungsrecht und den Wolfsweg wurde eine neue 
Schmutzwasserdruckleitung in Richtung Fuchsweg verlegt. Das Schmutzwasserpumpwerk befindet 
sich auf dem Flurstück 230/14 und fördert über eine Druckleitung bis zum Ausstoßschacht Höhe Gold-
ammerweg. Die geplanten Wohn- und Gewerbefunktionen sind abwasserseitig an diese Druckleitung 
anzuschließen. Sämtliche Wohn- und Gewerbegrundstücke entwässern im freien Gefälle. Im Bereich 
des Ausstoßschachtes sind insbesondere während der Förderung Geruchsbelästigungen möglich. 
 
Niederschlagswasserverbringung:  
Grundsätzlich ist das anfallende Niederschlagswasser der privaten Grundstücke auf diesen zu versi-
ckern. (Satz gestrichen) Die Einleitung von Regenwasser in die Schmutzwasseranlagen ist nicht ge-
stattet. Anfallendes Drainagewasser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu verbringen. 
Der Vorhabenträger hat die Versickerungsfähigkeit des Bodens für seine Flächen prüfen lassen (Geo-
technischer Bericht vom 22.04.2014, Baugrundbüro Wenzel). Im Geotechnischen Bericht wird be-
�V�F�K�H�L�Q�L�J�W�����G�D�V�V���H�L�Q�H���Ä�R�U�G�Q�X�Q�J�V�J�H�P�l�‰�H���9�H�U�V�L�F�N�H�U�X�Q�J���G�H�V���5�H�J�H�Q�Z�D�V�V�H�U�V���L�Q���G�H�Q���8�Q�W�H�U�J�U�X�Q�G���D�Q���G�L�H�V�H�P��
�6�W�D�Q�G�R�U�W�� �•�E�H�U�� �G�L�H�� �I�U�H�L�H�� �)�O�l�F�K�H�� �E�]�Z���� �•�E�H�U�� �0�X�O�G�H�Q�� �P�|�J�O�L�F�K�� �L�V�W�³�� Im Vorhaben- und Erschließungsplan 
wurde eine entsprechende Fläche von ca. 840 m² ausgewiesen, auf der die Möglichkeit besteht, Nie-
derschlagswasser aus den angrenzenden Wohnbau- und Gewerbeflächen zu versickern. 
 
Im Rahmen der Planung wird die Grundflächenzahl für die Flächen mit 0,4 vorgesehen, was ungefähr 
der derzeitigen Versiegelung der Gewerbefläche und der bestehenden Genehmigungslage entspricht. 
Zur Sicherung der langfristigen baulichen Nutzbarkeit der Flächen ist die Überschreitungsmöglichkei-
ten der Grundflächenzahl nach § 19 der Baunutzungsverordnung jedoch auf (gesamt) 0,5 begrenzt, da 
jede bauliche Erweiterung vor dem Hintergrund der Regenwasserverbringung zu betrachten ist. 
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Die wasserrechtliche Festsetzung, die eine Regenwasserverbringung auf dem eigenen Grundstück 
vorsieht, wird Bestandteil der Planung. Damit muss eine Prüfung der Möglichkeiten der Regenwasser-
verbringung auf dem eigenen Grundstück zu aller erst erfolgen. 
Inzwischen liegt der Nachweis der Kontaminationsfreiheit vor. Damit kann die Genehmigung der Versi-
ckerung des anfallenden Niederschlagswassers erteilt werden. 
 
Öffentliche Verkehrsflächen 
Regenwasser aus dem Wolfsweg kann derzeit nicht in das Netz abgeleitet werden und muss seitlich 
zurückgehalten und versickert werden. Teile der Zwickel-Flächen zu den Wohngrundstücken können 
für die Zurückhaltung verwendet werden. Die entsprechende Erforderlichkeit ist im Rahmen einer Aus-
führungsplanung zum Wolfsweg zu konkretisieren und flächenseitig zu untersetzen. 
Straßenbegleitende Sickermulden bzw. Rigolenanlagen werden nicht durch die FWA mbH übernom-
men bzw. betreut. 
 
Elektroversorgung und Kommunikationsmedien:  
Der Standort ist mit Elektroversorgung und Kommunikationsmedien weitestgehend stadttechnisch 
erschlossen. 
Zurzeit queren 1 kV-Leitungen (NAVY 4X120 31 01796) das Grundstück (Flurstück 230/12, Fuchsweg 
7). Ursprünglich sollten die Kabel im Zuge der Erschließung der neuen Wohnbebauung der BAUFI 
Bauberatungs-GmbH (BP-17-002 Markendorf "Am Wiesengrund") verlegt werden, was bisher jedoch 
noch nicht geschehen ist. Im Zuge der Baufeldfreimachung ist eine Verlegung der Niederspannungslei-
tungen erforderlich. 
 
5.4 Städtebauliche Freiflächenplanung  
Da im Vorhabenbereich nur private Einfamilienhausgrundstücke geplant und ein bestehendes Gewer-
be erhalten werden sollen ist eine städtebauliche Freiflächenplanung nicht relevant. 
 
5.5 Sonstiges  
Brandschutz  
Zur Sicherung des Brandschutzes ist in der Planung der Wohngebäude Folgendes zu berücksichtigen: 
- Bereitstellung der erforderlichen Löschwassermenge (nach Information der FWA sind an den 

Hydranten H2089 (Wolfsweg Ecke Fuchsweg), H2090 (Goldammerweg) und H2091 (Grünfin-
kenweg) bei Momentanmessungen mit einem Restdruck von 1,5 bar in der Versorgungsleitung 
Entnahmemengen von Q > 48 m3/h und < 96 m3/h festgestellt worden. Die Löschwasserbereit-
stellung kann über einen Zeitraum von 2 Stunden erfolgen. Die angegebenen Werte gelten nicht 
für die gleichzeitige Entnahme aus mehreren Hydranten.) 

- Gewährleistung der ungehinderten Anfahrtswege für Lösch- und Sonderfahrzeuge der Feuer-
wehr. Die Feuerwehrzufahrten und Aufstellflächen für Feuerwehr- und Rettungsfahrzeuge sind 
entsprechend der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr auszuführen. 

Grundsätzlich ist die Löschwasserversorgung, insbesondere des Mischgebietes, möglich. 
 
 
Umweltbericht  - Nichterfordernis  
Im Wesentlichen ist der Vorhaben- �X�Q�G���(�U�V�F�K�O�L�H�‰�X�Q�J�V�S�O�D�Q���Ä�%�D�X�Y�R�U�K�D�E�H�Q���)�X�F�K�V�Z�H�J�³���D�X�V���G�H�P���•�E�H�U�Je-
ordneten Bebauungsplan BP-17-002 Markendorf "Am Wiesengrund" abgeleitet. Der Vorhabenstandort 
ist Bestandteil und wurde im Umweltbericht zum B-Plan mit untersucht und entsprechende Bilanzen für 
ein Gewerbegebiet erstellt. Der Vorhabenstandort soll zum Mischgebiet mit hohem Anteil Einfamilien-
häusern entwickelt werden, so dass davon ausgegangen wird, dass die Umweltbilanzen dafür besser 
als für ein Gewerbegebiet ausfallen und daraus abgeleitet wird, dass keine Umweltprüfung erforderlich 
ist (§ 13a Abs.1 Nr.1 BauGB). 
 
 
6 PLANINHALT 
 
6.1 Nutzung der Baugrundstücke  
6.1.1 Art der baulichen Nutzung  
Das Gebiet ist laut Flächennutzungsplan als Mischgebiet dargestellt. Die Mischung aus Gewerbe und 
Wohnen wird durch die zu erhaltene Gewerbefläche und das neu zu entwickelnde Wohnen im Sinne 
eines Allgemeinen Wohngebietes erreicht. 
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Textfestsetzung a1): Im Mischgebiet sind nur Gewerbebetriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stö-
ren zulässig (entsprechend § 6 Abs. 1 Baunutzungsverordnung). 
 
Begründung: 
Im Mischgebiet soll vorrangig die Wohnnutzung entwickelt werden und der Gebietsdefinition entspre-
chend auch Gewerbenutzung zulässig sein. Dabei kann es sich nur um nicht wesentlich störendes 
Gewerbe handeln, da auf die störanfälligen Nutzungen Rücksicht zu nehmen ist. Dies geht mit dem 
Bestand überein. 
Die festgesetzten Einschränkungen der Nutzung dienen auch der Sicherung der Wohnqualität im den 
angrenzenden Allgemeinen Wohngebieten am Fuchsweg, Wolfsweg, Am Waldrand und an den neuen 
Planstraßen Wiesengrund (z.B. Goldammerweg). 
Nutzungen, die viel Verkehr erzeugen, einen hohen Flächenverbrauch haben oder in der Nacht Stö-
rungen verursachen, werden ausgeschlossen. Zulässig bleiben kleinere nichtstörende Gewerbebetrie-
be des Sozial- oder Gesundheitswesens. Für größere Verwaltungen, Kultur- und Sportanlagen, Gar-
tenbaubetriebe usw. gibt es Potenziale an anderer Stelle im Einzugsbereich (Gewerbegebiete), die 
derzeit noch nicht ausgelastet sind. 
 
Textfestsetzung a.2): Einzelhandelsbetriebe und sonstige Gewerbebetriebe mit Verkaufsflächen für 
den Verkauf an letzte Verbraucher sind im Geltungsbereich nicht zulässig. 
 
Begründung: 
Ziel der Festsetzung ist es, ganz generell Einzelhandel in diesem kleinen Vorhabengebiet auszu-
schließen. Die Stadt Frankfurt (Oder) ist gemäß Einzelhandelskonzept überversorgt. Zur Entwicklung 
des Ortszentrums von Markendorf ist auf den Flächen im Bereich der Einmündung der Wildbahn in die 
Müllroser Chaussee und im Bereich der Hauptzufahrt TeGeCe Einzelhandel zulässig. Die fußläufige 
Entfernung zu den Einzelhandelseinrichtungen im geplanten Ortszentrum ist akzeptabel. 
Der Einzelhandel würde insbesondere für den Wolfsweg Verkehr erzeugen, der die Siedlung und die 
im Bestand vorhandene Anlage belastet. 
 
Textfestsetzung a.3): Im Mischgebiet sind nach § 1 Abs. 5 und 6 BauNVO folgende Nutzungen nicht 
zulässig: 
- Lagerplätze 
- Tankstellen 
- Anlagen für sportliche Zwecke 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
- Vergnügungsstätten 
 
Begründung: 
Mit dieser Festsetzung soll der Siedlungsstruktur des Ortsteiles vor dem Hintergrund der erforderlichen 
sozialen Sicherung und dem Wohnklima Rechnung getragen werden. 
Die festgesetzten Einschränkungen der Nutzung dienen der Sicherung der Wohnqualität im den an-
grenzenden Wohngebieten. 
 
6.1.2 Maß der baulichen Nutzung  
Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ) und die Anzahl der Vollge-
schosse bestimmt. 
 
Planfestsetzung GRZ: Im Mischgebiet wird eine zulässige Grundflächenzahl von 0,4 festgesetzt.  
 
Begründung: 
Mit der Festsetzung einer Grundflächenzahl von 0,4 wird dem Bestand Rechnung getragen. Gleichzei-
tig werden (auch unter Beachtung des durch die Gewerbetreibenden vorgetragenen Problems zur 
Regenwasserverbringung) eine weitere Versiegelungen in den Gewerbeflächen verhindert. Es wird mit 
der Festsetzung der Grundflächenzahl keine zusätzlich abzuleitende Niederschlagswassermenge und 
Eingriffe in den Naturhaushalt erzeugt. 
 
Textfestsetzung b1): Eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl (GRZ) durch die in § 19 
Abs. 4 Nr. 1 der BauNVO genannten Anlagen ist max. auf eine GRZ von 0,5 zulässig. 
 
Begründung: 
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Bei Realisierung der Bebauung innerhalb der Vorgaben des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
gibt es für Überschreitungen der GRZ in den Wohngrundstücken keine Notwendigkeit. Der Naturhaus-
halt wird nachhaltig geschont. Die Einschränkung der Überschreitungsmöglichkeit dient insbesondere 
in der Gewerbefläche der Umsetzung der Ziele der Entwässerungsplanung und dem Grundsatz der 
schonenden Inanspruchnahme von Grund und Boden. Die Ermöglichung einer Grundflächenüber-
schreitung wird aus der Notwendigkeit der privaten Erschließung für erforderlich gehalten. 
 
Planfestsetzung: Geschoßzahlen als Höchstmaß festgesetzt. 
 
Begründung: 
Die Zahl der Vollgeschosse wurde weitgehend aus dem umliegenden Bestand abgeleitet und soll 2 
Geschosse nicht überschreiten. Für eine Einfamilienhaus-Wohnsiedlung sind 2 Geschosse als Ober-
grenze angemessen. 
 
6.1.3 Bauweise, Überbaubare Grundstücksflächen  
Planfestsetzung offene Bauweise im MI: 
 
Begründung: 
Die Bauweise wurde zur Sicherung eines einheitlichen Siedlungscharakters und zur Wahrung des 
Ortsbildes mit offener Bauweise als Einzel- und Doppelhäuser festgesetzt. Die städtebauliche Grund-
form der Quartiere wurde mit Baufenstern, bestehend aus Baugrenzen, definiert. Die Baufenster sind 
in der Regel 14 m tief. Ziel ist es dabei, Möglichkeiten für besondere Bauformen (z.B. winkelförmige 
Gebäude oder tiefere Seitenflügel) auf den Eckgrundstücken zu eröffnen und damit gleichzeitig die 
Vermarktungschancen zu verbessern. Es ergibt sich dadurch jedoch keine höhere bauliche Ausnut-
zung der Grundstücke. 
 
Textfestsetzung c): Im Mischgebiet MI 2 ist die abweichende Bauweise festgesetzt, wobei alle Rege-
lungen der offenen Bauweise gelten, jedoch Längen der Hausformen größer 50m zulässig sind. 
 
Begründung: 
Der auf der Gewerbefläche vorhandene Gebäudebestand wurde durch das Vorsehen der abweichen-
den Bauweise nachvollzogen. 
 
6.2 Verkehrsflächen, Geh -, Fahr- und Leitungsrechte  
6.2.1 Verkehrsflächen  
Als Grundlage der Neuordnung und Erschließung des Standortes wurden im Bebauungsplan BP-17-
002 Markendorf "Am Wiesengrund" der bestehende Wolfsweg als Stichstraße sowie bestehende Geh- 
und Fahrrechte als öffentliche und private Verkehrsflächen ausgewiesen. Diese Verkehrsflächen bein-
halten nach definierten Regelquerschnitten die Fahrbahnfläche, entsprechende Wendemöglichkeiten 
und beidseitig die unterschiedlich breiten Sicherheitsstreifen, die auch für die Aufnahme der techni-
schen Erschließung dienen. 
Gleichzeitig werden Versorgungsleitungen gesichert. 
 
6.2.2 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte  
Zur Sicherung von Zuwegungen von nicht an öffentlichen Verkehrsflächen liegenden Wohn-, Gewer-
begrundstücken (Flurstücke 1780, 230/13 bis 230/16, 1761, 230/26, 447 und 448 der Flur 133) und 
�H�L�Q�H�U�� �.�O�H�L�Q�J�D�U�W�H�Q�D�Q�O�D�J�H�� ���.�O�H�L�Q�J�D�U�W�H�Q�Y�H�U�H�L�Q�� �Ä�$�Q�� �'�H�U�� �:�L�O�G�E�D�K�Q�³�� �P�L�W�� �V�H�L�Q�H�Q�� �0�L�H�W�H�U�Q�� �X�Q�G�� �3�l�F�K�W�H�U�Q����
Fuchsweg 6, Flurstücke 1112 und 1754 der Flur 133) wurden Geh- und Fahrrechte in Kombination mit 
Leitungsrechten eingetragen. Die entsprechenden privatrechtlichen Sicherungen liegen vor. 
Festgesetzt wird ein Geh-, Fahr.- und Leitungsrecht zu Gunsten der Anlieger. Auf Grund des derzeiti-
gen (privatrechtlichen) Verhandlungsstandes der Gewerbetreibenden zur Nutzung des Grünfinkenwe-
ges (Planstraße B) wird ein Aufrechterhalten des Geh- und Fahrrechtes nicht erforderlich. Damit sind 
die Anlieger ausschließlich Nutzungen der umliegenden festgesetzten Wohn- und Mischgebiete. Das 
Leitungsrecht bleibt auch für die Gewerbetreibenden bestehen. 
Die erforderliche Breite des vorgesehenen Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes B von 5,50 m wurde über-
prüft und als erforderlich erachtet. 
Für die außerhalb der öffentlichen Straßenräume liegenden Schmutz-, Regenwasserhauptleitungen 
und Trinkwasseranlagen der FWA wurden zur Sicherung von Sanierungs-, Reparatur- und Wartungs-
arbeiten Leitungsrechte zu Gunsten des Versorgungsunternehmens in den VBP aufgenommen. 
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6.3 Pflanz - und Erhaltungsbindungen  
Textfestsetzung d): Auf mindestens 20% der Bauflächen sind Gehölz- und Staudenpflanzen vorzuse-
hen. Der Anteil an Koniferen daran darf maximal 20% betragen. 
 
Begründung: 
Zur Aufwertung des Landschaftsbildes, des Standortklimas und zur Schaffung von Lebensraum für 
gebietstypische Tierarten wird der Anteil an Gehölz- und Staudenflächen (einschließlich Obst- und 
Gemüseanbauflächen) festgesetzt. Damit soll vermieden werden, dass lediglich Rasenflächen auf den 
Grundstücken angelegt werden, was dem vorhandenen und typischen Ortsbild erheblich entgegen-
steht. 
Dafür können alle Pflanzungen auf dem Grundstück eingerechnet werden (einschl. Vorgartenbepflan-
zung und Bepflanzung auf den Grundstücksgrenzen). Bei klein- und mittelkronigen Bäumen, die auf 
dem Grundstück stehen, kann eine überschirmte Fläche von bis zu 15 m² angerechnet werden, bei 
großkronigen Bäumen kann eine überschirmte Fläche von 30 m² angerechnet werden. 
Beispiel: Für ein 500 m² großes Grundstück mit einer GRZ von 0,4 (ohne Möglichkeit der Überschrei-
tung) ist die Überbauung bzw. Befestigung von bis zu 200 m² zulässig. Der Anteil zu begrünender Flä-
chen liegt somit bei 300 m². Davon sind gem. der Festsetzung 100 m² des Grundstückes (20 % von 
500 m²) mit Gehölz- und Staudenpflanzungen zu begrünen, es verbleiben 200 m² für sonstige Grünflä-
chen. Bei Bepflanzung der Grundstücksgrenze auf einer Länge von ca. 20 m mit einer Breite von 2,5 m 
(typisch für eine freiwachsende Hecke) sind das schon 50 m². Kommen ein oder zwei (Obst-)Bäume 
und eine Vorgartenbepflanzung dazu, ist damit die geforderte Begrünung schnell erreicht. 
Der Anteil nicht einheimischer und nicht standortgerechter Koniferen an den mit Gehölzen begrünten 
Grundstücksflächen wird zur Wahrung eines typischen Landschaftsbildes und zur Schaffung von Le-
bensraum für gebietstypische Arten- und Lebensgemeinschaften festgesetzt. Der Anteil soll über die 
überschirmte Fläche ermittelt werden. Die Liste der einheimischen Arten liegt dem Vorhabenträger vor. 
 
6.4 Immissionsschutz  
Bei Einhaltung der Beschränkung auf nicht wesentlich störendes Gewerbe sind schalltechnische Un-
tersuchungen nicht erforderlich, da die Rahmenbedingungen zum Schutz des Wohnens eingehalten 
werden. 
 
6.5 Festsetzungen nach Landesrecht  
6.5.1 Örtliche Bauvorschrift  
Neben den planungsrechtlichen Festsetzungen sind die im VBP getroffenen bauordnungsrechtlichen 
Festsetzungen zur Ausbildung der Dächer und Dachaufbauten, zu Traufhöhen, zur Lage der Hausein-
gänge für eine positive Gestaltung des Ortsbildes erforderlich. 
Geschlossene Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 2 m entsprechend der Brandenburgischen 
Bauordnung zulässig. Darüber hinausgehende Regelungen zur Verbesserung des Sichtschutzes ins-
besondere zu den Gewerbeflächen sind nicht erforderlich. An dieser Stelle wird zur nicht immissions-
schutzwirksamen Abschirmung, die jedoch eine Sichtabschirmung bietet, an den Grenzlagen des 
Wohngebietes die Anlage eines geschlossenen Zaunes zu den Gewerbeflächen hin empfohlen. 
 
Textfestsetzung e1): Im MI beträgt die maximale Traufhöhe der Hauptdächer 4 m. 
Sofern die Dachneigung <25° beträgt, ist ausnahmsweise eine maximale Traufhöhe bis 6,50m zuläs-
sig. Die Traufhöhe ist bezogen auf die fertige angrenzende Verkehrsfläche. 
 
Begründung: 
Die zulässige Bebauung wurde aus den Siedlungshäusern des in Markendorf vorhandenen Bestandes 
abgeleitet. Die Festsetzung ermöglicht ein weites Feld zulässiger Bebauungen innerhalb zweier Voll-
geschosse. 
Die Einschränkung dient zugleich der Vermeidung von unproportionierten Gebäudeformen. Da in der 
Siedlung zwei Vollgeschosse zulässig sind, können hohe Sockel und Drempel die Gebäudehöhe leicht 
auf 9 m steigern, was der Fassade eines 3-Geschossers entspräche und dem geplanten Siedlungsbild 
widerspricht. 
 
Textfestsetzung e2): Dachaufbauten (bandartige Gauben) sind nur bis max. 50% der Trauflänge zuläs-
sig. Zwischen Einzelgauben ist ein Abstand von mind. 1,00 Metern einzuhalten. 
 
Begründung: 
Die Festsetzung zu den Dachaufbauten soll die Nutzbarkeit der Dachflächen bei gleichzeitiger Sicher-
stellung einer sichtbaren und wirksamen Dachfläche aus dem Straßenraum heraus gewährleisten. 
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Textfestsetzung e.3): Haupteingänge zu Gebäuden sind an anderer als der Straße zugewandten Seite 
des Gebäudes unzulässig. Ausnahmsweise kann deren Errichtung auch seitlich in der vorderen, stra-
ßenseitigen Gebäudehälfte gestattet werden, sofern eine Kombination von Zuwegung und Stellplatz- 
bzw. Garagenzufahrt vorgenommen wird. 
 
Begründung: 
Die angestrebte Lage der Hauseingänge demonstriert die Orientierung der Gebäude zum Haupter-
schließungsraum, nämlich zur Straße und soll gleichzeitig unwirtschaftliche Wegeführungen und damit 
eine erhöhte Versiegelung der Grundstücke vermeiden. 
Die Ausnahme kann in Anspruch genommen werden, wenn eine Bündelung mit der verkehrlichen Er-
schließung (Garagenzufahrt) erfolgt. 
 
6.5.2 Wasserrechtliche Fe stsetzungen  
Textfestsetzung f): Das anfallende nicht schädlich verunreinigte Niederschlagswasser ist auf den Bau-
grundstücken und auf den öffentlichen Flächen, auf denen es anfällt, zu versickern, sofern sonstige 
Belange nicht entgegenstehen. 
 
Begründung: �,�P���$�E�V�D�W�]�������G�H�V���†���������G�H�V���%�U�D�Q�G�H�Q�E�X�U�J�L�V�F�K�H�Q���:�D�V�V�H�U�J�H�V�H�W�]�H�V���L�V�W���Y�H�U�P�H�U�N�W�����Ä�6�R�Z�H�L�W���H�L�Q�H��
Verunreinigung des Grundwassers nicht zu besorgen ist und sonstige Belange nicht entgegenstehen, 
ist Niederschlagswasser zu versickern. Die Gemeinden können im Einvernehmen mit der Wasserbe-
hörde durch Satzung vorsehen, dass Niederschlagswasser auf den Grundstücken, auf denen es an-
fällt, versickert werden muss. Diese Verpflichtung kann auch als Festsetzung in einen Bebauungsplan 
aufgenommen werden; in diesem Fall richtet sich das Verfahren nach den Vorschriften des Bauge-
�V�H�W�]�E�X�F�K�H�V�����G�L�H���:�D�V�V�H�U�E�H�K�|�U�G�H���L�V�W���]�X���E�H�W�H�L�O�L�J�H�Q���³ 
Im Vorhabengebiet wurde eine Baugrunderkundung durchgeführt. Im Ergebnis sind versickerungsfähi-
ge Böden vorhanden. Dies ermöglicht eine Regenwasserverbringung auf den Baugrundstücken. Das 
gleiche trifft für die öffentlichen Flächen im erweiterten Geltungsbereich (Wolfsweg) zu. 
 
Hinweise  ohne Normcharakter:  
Als Hinweis wird auf dem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan vermerkt, dass die aufgezählten Flur-
stücke der Vorhabenfläche inzwischen vom Altlastenverdacht befreit und aus dem Altlastenkataster 
der Stadt Frankfurt (Oder) gestrichen sind. 
 
 
7 BETEILIGUNGEN 
 
7.1 Frühe Beteiligung am Planverfahren  
Verfahrensbedingt nicht erforderlich 
 
7.2 Beteiligung am Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans  
7.2.1 Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.2  BauGB  
Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde  im Amtsblatt am 11.03.2015 bekanntgemacht. Die 
Öffentlichkeit hatte Gelegenheit, sich im Bauamt über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der Planung zu unterrichten. Zudem bestand die Möglichkeit, sich inner-
halb einer Frist von zwei Wochen nach Bekanntmachung zur Planung zu äußern. 
 
7.2.2 Beteiligung der Träger öffen tlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB  
Ergebnisse der Beteiligung sind zum gegebenen Zeitpunkt einzutragen 
 
 
8 MASSNAHMEN ZUR PLANVERWIRLICHUNG  
 
Die Vorhabenentwicklung für das Mischgebiet obliegt ausschließlich dem privaten Vorhabenträger. 
Eine finanzielle Beteiligung der Stadt Frankfurt (Oder) an der Herstellung / Errichtung der Anlagen in 
den Gebieten erfolgt nicht. Zwischen dem privaten Vorhabenträger und der FWA GmbH sowie allen 
anderen erforderlichen Versorgungsträgern sind für die Errichtung der technischen Medien entspre-
chende direkte Vereinbarungen zu treffen. 
 
Ausgehend von den bislang erfolgten Abstimmungen wurde mit der Realisierung des dargestellten 
Vorhabens im Jahre 2015 begonnen (ein Einfamilienhaus auf Flurstück 1779). 
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Die Stadt Frankfurt (Oder) hat gemäß § 12 Absatz 1 Baugesetzbuch mit dem Vorhabenträgern vor 
Satzungsbeschluss einen Durchführungsvertrag geschlossen. Darin verpflichtet sich der Vorhabenträ-
ger zur Übernahme der durch das Vorhaben entstehenden Kosten. 
 
 
9 WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG  
 
Die Belastung durch den gewerblichen Verkehr über den Wolfsweg ändert sich für die Anwohner nicht. 
Der private Verkehr aus den neuen Wohnungsbaustandorten wird über den Wolfsweg zur Müllroser 
Chaussee abgeführt, und kann aufgrund der Geringfügigkeit als nicht störend betrachtet werden. 
Mit der Umsetzung des Planes wird ein gewerbliche Brache und eine potenzielle Siedlungsfläche akti-
viert und damit ein Beitrag zur Erweiterung des Angebots an differenzierten, nutzergerechten Wohn-
raum in Frankfurt(Oder) geleistet. Darüber hinaus wird ein bestehender Gewerbebau gesichert und 
dessen Anbindung verbessert. 
Es gibt keine negativen Auswirkungen auf Fauna, Flora und den Menschen. 
Belange der Nachbargemeinden werden durch die Planung nicht berührt. 
 
Folgende wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen wurden in die 
Planung einbezogen: 
Naturschutz Schutzgebiete im Land Brandenburg LUGV 2016 hinterlegt im Internet unter 

http://osiris.aed-synergis.de/ARC-
WebOf-
fice/synserver?project=OSIRIS&language
=de&user=os_standard&password=osiris 

Allgemeine Um-
welt-
informationen 

Digitales Geländemodel (DGM) DGM hinterlegt im Internet unter 
https://geoportal.brandenburg.de/geodate
n/suche-nach-
geodaten/c/map/doc/9544b609-4db8-
47c0-a14e-c49420b29737/ 
 

Boden Bodengeologische Übersichtskarte 
im Maßstab 1:300.000 des LBGR 

 
LBGR 
WMS-Server* 
http://www.geo.brandenburg.de 
 

Bodendenkmale GIS-File (WMS) Kartierung der Bo-
dendenkmale BDLAM, Brandenburg 

BDLMA 2016 
WMS-Server* 
https://gis-bldam-
brandenburg.de/kvwmap/index.php 
 

Bodendenkmale Denkmalliste des Landes Branden-
burg Kreis Frankfurt (Oder) 
 
 
 
 
 
Stellungnahme zum Entwurf 

BDLMA hinterlegt im Internet unter 
http://bldam-
brandenburg.de/denkmalinformation/106-
denkmalinformationen/487-denkmalliste-
denkmaldatenbank 
 
Landesamt für Denkmalpflege und Archä-
ologisches Landesmuseum, Denkmal- 
und Bodendenkmalpflege vom 
06.11.2015 

Natur- und Arten-
schutz 

Stellungnahme zum Entwurf Stadt Frankfurt (Oder), Untere Natur-
schutzbehörde vom 24.11.2016 

Gewässerschutz 
und Wasserwirt-
schaft 

Stellungnahme zum Entwurf Stadt Frankfurt (Oder), Untere Wasserbe-
hörde vom 24.11.2015 

Immissions-
schutz, Wasser-
wirtschaft 

Stellungnahme zum Entwurf LUGV, Schreiben vom 27.11.2015 
 

Naturschutz Stellungnahme zum Vorentwurf Landesbüro anerkannter Natur-
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schutzverbände, Schreiben vom 
24.11.2015 

Immissionsschutz 
Luftschadstoff-
belastung 

Luftreinhalte-/Aktionsplan 2006, Fort-
schreibung 2012 

Stadt Frankfurt (Oder) 

Immissionsschutz 
Straßenver-
kehrslärm 

Lärmkartierung des Landes Bran-
denburg 2012 

MUGV Brandenburg 

Immissionsschutz 
Schallimmission, 
Verkehrslärm, 
Abgase, Staub, 
Erschütterungen 

Lärmaktionsplan Fortschreibung 
2013 (2.Stufe) 

Stadt Frankfurt (Oder) 

Naturschutz 
Flora, Baumar-
ten, Pflanzstellen 

Baumkataster Frankfurt (Oder) Stadt Frankfurt (Oder) 

Landschafts-
planung 

Landschaftsplan 1996 Stadt Frankfurt (Oder) 

*Die WMS-Serverdaten (Dienste) können unter 
http://geoportal.brandenburg.de/geodaten/geodiensteanbieter/ von jedermann über das Internet einge-
sehen werden. 
 
 
10 FLÄCHENBILANZ  UND KOSTENSCHÄTZUNG 
 
Kostenschätzung für Investitionskosten (öffentliche und private Maßnahmen), sowie für Unterhaltungs-
kosten für den städtischen Haushalt 
 
Tab. 1: Flächenbilanz  / Planungsstatistik  

 Flächenaufgliederung  Absolut (m²)  in Prozent  
1 Mischgebiet Vorhabenbereich 6.484  
2 Mischgebiet erweiterter Vorhabenbereich 1.265  
3 Verkehrsfläche (Wolfsweg) erweiterter Vorhabenbereich 1.064  
 Gesamtfläche des Planungsgebietes (Grenze des erwei-

terten räumlichen Geltungsbereiches) 
8.813  

 
Belastungen der Stadt ergeben sich aus dem Ausbau des Wolfsweges (der Ausbau des Wolfsweges 
kostet ohne Regenentwässerung ca. 92.000,- �¼���%�U�X�W�W�R�� sowie aus der Unterhaltung und der Verkehrs-
sicherungspflicht bei den öffentlichen Verkehrsflächen. Da diese Flächen jedoch nicht durch die Be-
bauungsplanung entstanden sind, sondern bereits vor der Planung in der Örtlichkeit vorhanden waren 
ist hier von einem erhöhten Umsetzungsdruck durch die verdichtete Nutzung des Areals auszugehen. 
 
Die Übernahme von Kosten ist im Durchführungsvertrag geregelt. 
 
 
Quellenverzeichnis  
 
Baugesetzbuch (BauGB i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.09.2004, BGBl.I S.2414 zuletzt geändert 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 31.07.2009, BGBl.I S.2585) 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke - Baunutzungsverordnung - (BauNVO vom 
23.Januar 1990, BGBl.I S.132 zuletzt geändert am 22.April 1993, BGBl.I S.466) 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts - Planzeichen-
verordnung 1990 - (PlanzV 90 vom 18. Dezember 1990, BGBl.1991 I S.58) 
 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG i.d.F.der Bekanntmachung vom 25.06.2005, 
BGBl.I S.1757, 2797 zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.08.2009, BGBl.I S.2723) 
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Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege - Bundesnaturschutzgesetz - (BNatSchG vom 
29.07.2009, BGBl.I S.2542) 
 
Gesetz über den Naturschutz und die Landschaftspflege im Land Brandenburg - Brandenburgisches 
Naturschutzgesetz - (BbgNatSchG i.d.F.der Bekanntmachung vom 26.05.2004, GVBl.I S.350 zuletzt 
geändert durch Art.3 des Gesetzes vom 29.10.2008, GVBl.I S.266) 
 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf vom 18.12.2007, GVBl.I S.286 geändert 
durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23.09.2008, GVBl. I S. 202) 
 
Brandenburgische Bauordnung (BbgBO Art.1 des Gesetzes vom 19.05.2016, GVBl.I/2016 Nr.14 vom 
20.05.2016) 
 
Brandenburgisches Straßengesetz (BbgStrG in der Neufassung vom 28.07.2009, bekanntgemacht am 
13.08.2009, GVBl.I S.358) 
 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge - Bundes-Immissionsschutzgesetz �± (BImSchG in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26.09.2002, BGBl.I S.3830 zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 11.08.2009, BGBl.I S.2723) 
 
Flächennutzungsplan der Stadt Frankfurt (Oder) vom 24.01.2000 in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 02.12.2009 
 
Raumordnungsgesetz (ROG vom 22.12.2008, BGBl.I S.2986 zuletzt geändert durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 31.07.2009, BGBl.I S.2585) 
 
Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) vom 31.03.2009 (GVBl.II S.186) 
 
Regionalplan der Regionalen Planungsgemeinschaft Oderland- Spree vom 26.11.2001 
 
 
 
Aufgestellt:  
 
Frankfurt (Oder), den 24.06.2016 
 
 
Planverfasser: 
 
Dipl.-Ing. Andreas Thierbach, Architekt BA 2161-91-3-A 
PBP GmbH, Baumschulenweg 48, 15236 Frankfurt (Oder) 
Tel.: 0335-68357-23 (Fax: -66) 
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1. Beteiligung der Öffentlichkeit  
 
   Es sind keine Anregungen der Öffentlichkeit eingegangen. 
 
 
2. Beteiligung der Behörden  
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2.1 

 
HBB 
Handelsverband  
Berlin-Brandenburg e.V.  
Frau Minkley 

  
27.10. 
2015 

 
Aus der langjährigen und guten Erfahrung mit anderen 
Bau- und Planungsämtern in Brandenburg empfehlen 
wir dem Bauamt im Rahmen der Beteiligung, im 
Anschreiben zukünftig die Ansprechpartner zu benen-
nen, die zu den Planvorgängen konkret Auskunft ertei-
len können. 
 
Ziel des Bebauungsplanentwurfes ist es, die Voraus-
setzungen für die Errichtung von ca. 5 Einfamil ien-
häusern und nicht störender gewerbl icher Nut-
zungen im bestehenden Gewerbegebäude zu 
ermöglichen. Beabsichtigt ist eine geordnete 
städtebauliche und freiräumliche Entwicklung mit ei-
ner Mischung von Wohnen und Gewerbe. 
Da das Plangebiet im Geltungsbereich des B -
Planes BP-17-002 M�D�U�N�H�Q�G�R�U�I �� �Ä�$�P��Wieseng-
rund" liegt, ist die Veränderung der Nutzung des Teil-
gebietes entsprechend zu berücksichtigen. 
 
Hinweis: Anlass und Erfordernis der Planung Pk. 1, 
Seite 3 
 
Rein vorsorglich möchten wir darauf hinweisen, dass 
die Rahmenplanung zum Ortsteil Markendorf aus ca. 
2000/2001 stammt, auf die die Vorlage Bezug nimmt. 

   
Keine Abwägung erforderlich 
 
Hinweise für zukünftige Planverfahren werden 
beachtet. 
Die Angaben zur Rahmenplanung OT Marken-
dorf - Erstellungsjahr �± werden in der Begrün-
dung korrigiert. 
 
Die Fragen zur Zulässigkeit von Einzelhandel 
wurden entsprechend der Baunutzungsverord-
nung als Festsetzung mit Begründung geklärt. 
Einzelhandelsbetriebe wurden ausgeschlossen. 
Es handelt sich hier um eine vorhabenbezogene 
Planung. Es ist vom Vorhabenträger nicht beab-
sichtigt und beantragt, Einzelhandel umzuset-
zen. 

 
ja 
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Nach Rücksprache mit dem Bauamt am 27.10.2015 
wurde dem Handelsverband Berlin-Brandenburg 
auf  Nachfrage vers icher t,  dass d iese Rah-
menplanung b isher n icht fortgeschrieben wor-
den ist und weiterhin als aktuelle Grundlage durch die 
Verwaltung zu berücksichtigen ist. 
 
Wir empfehlen den Entscheidungsträgern, die Verwal-
tung zu beauftragen die Rahmenplanung zum Ortsteil 
Markendorf zu aktualisieren, in dem die sich ändern-
�G�H�Q���Ä�9�R�U-Ort" Bedingungen sukzessive in den Rah-
menplan mit aufgenommen werden. 
 
Durch die Veränderung der Nutzung in ein Mischge-
biet möchten wir rein vorsorglich darauf hinweisen, 
dass im Mischgebiet nach § 6 (2) BauNVO Einzelhan-
delsbetriebe zulässig sind. 
Redaktionel le Frage/  Vorschlag:  
Warum werden in diesem Punkt (im Sinne e i-
ner Positivplanung) der Entwurfsvorlage nicht aus-
schließlich die positiv zutreffenden Regelungen aus 
dem EH-ZK genannt, da im Umkehrschluss (zur Klar-
stellung) alle nicht genannten Regelungen dann unzu-
lässig wären? Das würde zukünftige Entwurfsplanun-
gen, bezogen auf den Umfang von Entscheidungs-
vorlagen für die Stadtverordneten und beteiligte 
Träger erheblich einkürzen. 

2.2 BLB  
Brandenburgischer 
Landesbetrieb für Lie-
genschaften u. Bauen  
Herr Meusel 

 13.11. 
2015 

keine Äußerung   Keine Abwägung erforderlich 
 

 



 

 
PBP GmbH, Baumschulenweg 48, 15236 Frankfurt (Oder) Seite 3 von 19 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan  VBP-54-001  �Ä�%�D�X�Y�R�U�K�D�E�H�Q���)�X�F�K�V�Z�H�J�³  Frankfurt (Oder)  im beschleunigten Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch  
 Stand :   24.06.2016    

Lf
d.

-N
r.

 

Vorliegende Äuß erungen  Vorgetragene Belange  Entgegen 
stehend:  

Wertung / Abwägungsvorschlag  

Ä
nd

er
un

g 
 

er
fo

lg
t:

 

Name Anschrif t Datum  

Ö
ffe

nt
li

ch
e

 
B

el
an

ge
 

P
riv

at
e 

 
B

el
an

ge
 

2.3 LS 
Landesbetrieb  
Straßenwesen 
Dezernat Planung Ost 
Dienststätte Frankfurt(O)  
Frau Heyn 

 09.11. 
2015 

1. Nach Prüfung der Unterlage teile ich Ihnen mit, dass 
sich das Plangebiet östlich der Bundesstraße 87, 
Abschnitt 027 befindet.  

2. Für die Bundesstraße verwaltet die DS Frankfurt 
(Oder) die Straßenbaulast.  

Der Bebauungsplan für den Fuchsweg liegt inner-
halb der Ortdurchfahrt Frankfurt (Oder), OT Mar-
kendorf und grenzt an kommunale Straßen.  

3. Bei der Planung des Vorhabens ist bei der Ausle-
gung (Planunterlage) die Nähe der B87 zu berück-
sichtigen. Aus verkehrlicher Sicht werden keine er-
hebungsrelevanten Auswirkungen auf die B87 er-
wartet.  

4. seitens der Straßenbauverwaltung werden keine 
Lärmschutzmaßnahmen für die vorgesehene Be-
bauung übernommen. Diese gehen zu Lasten des 
Investors. 

5. Unter Beachtung der gegebenen Hinweise stimme 
ich der Aufstellung des VBP zu.  

   Keine Abwägung erforderlich 
 
Die Hinweise werden beachtet. Der Vorhaben-
träger wird darüber informiert. 
 

 

2.4 Bundesanstalt für  
Immobilienaufgaben  
Facility Management  
Frau Herzog 

 18.11. 
2015 

- keine öffentliche Belange berührt 
 
- Ausgleichsmaßnahmen würde der Bundesforstbetrieb  
  Havel �± Oder �± Spree übernehmen  
 
- die Stellungnahme berührt nicht die Interessen  
  anderer Bundesverwaltungen und des  
  Landesvermögens 

  Keine Abwägung erforderlich 
 

 

2.5 Stadtverband  
Frankfurt (Oder) der 
Gartenfreunde e.V.  
Herr Richter 

 17.11. 
2015 

Während der gesamten Bauarbeiten muss die Zufahrt 
zur Kleingartenanlage �Ä�$�Q���G�H�U���:�L�O�G�E�D�K�Q�³���V�W�l�Q�G�L�J���I�U�Hi-
gehalten werden. Das ist die einzige Zufahrt zur Klein-
gartenanlage.  
 
Wir äußern unsere Bedenken hinsichtlich der Regen-

  Keine Abwägung erforderlich 
 
Die Hinweise werden beachtet. 
Die Regenwasserverbringung ist im nachgeord-
neten Verfahren nachzuweisen, die grundsätzli-
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wasserversickerung auf der geplanten Fläche. Die 
Brauchwasserversorgung der Kleingärtner erfolgt über 
einen Tiefbrunnen, der unmittelbar am Fuchsweg 6 und 
damit im Einzugsbereich der beplanten Fläche liegt. 
Nach unseren Beobachtungen werden auf der Fläche 
des ehemaligen Stallgebäudes Kfz-Reparaturen durch-
geführt, es besteht die Möglichkeit das Betriebsstoffe 
der Fahrzeuge ins Erdreich gelangen können und damit 
unseren Brunnen schädigen. 

che Verbringbarkeit kann auf Grund der vorlie-
genden Informationen angenommen werden. Im 
Mischgebiet ist nicht wesentlich störendes Ge-
werbe zulässig. Bei Nachweis der Bodenverun-
reinigung durch Betriebsstoffe aus privaten 
Fahrzeugreparaturen sind diese als Ordnungs-
widrigkeit anzuzeigen. 
Der Vorhabenträger wurde darüber informiert. 

2.6 Zentraldienst  
Polizei Brandenburg  
Kampfmittel-
beseitigungsdienst  
Herr Stroh 

 28.10. 
2015 

- keine grundsätzlichen Einwände 
 
Eine erste Bewertung hat ergeben, dass sich Ihr Pla-
nungsbereich in einem kampfmittelbelasteten Gebiet 
befindet. Damit ist vor Ausführung von Erdarbeiten eine 
Munitionsfreiheitsbescheinigung erforderlich.  
 
Für die Flurstücke 1779 und 1780 liegt bereits eine 
Kampfmittelfreiheitsbescheinigung vom 27.05.2015 vor. 
Diese hat weiterhin Gültigkeit. 

  Keine Abwägung erforderlich 
 
Die Hinweise werden beachtet. 

 

2.7 Gemeinsame Landes-
planungsabteilung  
Potsdam  
Herr Meinert 

 29.10. 
2015 

- erneute Äußerung zur Raumordnung 
In der Mitteilung der Ziele, Grundsätze und sonstigen 
Erfordernisse vom 25.03.2015 wurde festgestellt, dass 
keine Widersprüche bestehen. 
Der Planentwurf ist somit den Zielen der Raumor d-
nung vereinbar.  

  Keine Abwägung erforderlich  

2.8 Regionale Planungs-
gemeinschaft  
Oderland- Spree  
Regionale Planungs-
stelle  
Herr Rump 

 04.11. 
2015 

�«��der aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Frank-
�I�X�U�W�����2�G�H�U�����H�Q�W�Z�L�F�N�H�O�W�H���%�H�E�D�X�X�Q�J�V�S�O�D�Q���ÄBauvorhaben 
Markendorf Fuchsweg�³���E�H�I�L�Q�G�H�W���V�L�F�K���L�Q���h�E�H�U�H�L�Q�V�W�Lm-
mung mit den regionalen Zielsetzungen der Raumord-
nung und wird befürwortet. 
Die Siedlungsentwicklung soll auf Zentrale Orte und 
raumordnerisch festgelegte Siedlungsbereiche ausge-
richtet werden. Die Stadt Frankfurt (Oder) erfüllt die 
Funktion eines Oberzentrum. 
Das vorgesehene BP-Gebiet befindet sich im räumlichen 
Zusammenhang zu innerörtlichen Siedlungsflächen.  
Die vorgesehene Siedlungsentwicklung entspricht dem 

  Keine Abwägung erforderlich  
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Ziel der funktionalen Stärkung des Oberzentrums. 

2.9 Landkreis Oder-Spree  
Dezernat I �±  
Grundsicherung, 
Veterinärwesen und 
Landwirtschaft 
Beeskow 
Frau Wolff 

 27.10. 
2015 

- keine bewirtschafteten Landwirtschaftsflächen  
 
- keine Einwendungen 

  Keine Abwägung erforderlich  

2.10 Amt Lebus  
Amt für Bürgerservice 
sowie Stadt- und  
Gemeindeentwicklung 
Frau Rode 

 29.10. 
2015 

Stellungnahme Gemeinde Treplin 
 
keine Hinweise und Einwendungen 

  Keine Abwägung erforderlich  

2.11 Amt Lebus  
Amt für Bürgerservice 
sowie Stadt- und 
Gemeindeentwicklung 
Frau Rode 

 29.10. 
2015 

Stellungnahme Stadt Lebus 
 
keine Hinweise und Einwendungen 

  Keine Abwägung erforderlich  

2.12 Landkreis  
Märkisch -Oderland  
Fachbereich I 
Wirtschaftsamt  
SG Räumliche  
Kreisentwicklung  
Herr Salabarria 

 02.11. 
2015 

Keine Auswirkungen erkennbar. 
 
Seiten des Amtes für Landwirtschaft und Umwelt be-
stehen keine Bedenken. Umweltrechtliche Belange sind 
von den Änderungen nicht betroffen.  

  Keine Abwägung erforderlich  

2.13 Amt Schlaubetal  
Amtsdirektorin  
Frau Kallweit 

 26.10. 
2015 

keine Äußerung   Keine Abwägung erforderlich  

2.14 Amt  
Brieskow-Finkenheerd  
Fachbereich II �±  
SG Bauen u. Wohnen  

 05.11. 
2015 

Grundsätzlich besteht gegen den VBP von Seiten der 
Gemeinde Brieskow-Finkenheerd und Groß Lindow 
keine Einwände, da Vorhaben dieser Gemeinden von 
diesem vorhabenbezogenem Bebauungsplan nicht be-

  Keine Abwägung erforderlich  
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Frau Lehmann rührt werden. 
Da es geplant ist, einen geringen Teil des Geltungsbe-
reiches des BP-17-002 Marken�G�R�U�I���Ä�$�P���:�L�H�V�H�Q�J�U�X�Q�G�³��
von Gewerbe- und Mischgebiet zu entwickeln, wird eine 
Ausweitung in den Außenbereichen mit der vorliegen-
den Planung nicht verfolgt. Das Vorhaben führt aus 
Sicht des Amtes Br.-F. nur zu einem geringen Teil zur 
Schaffung von zusätzlichem Wohnraum. 

2.15 Handwerkskammer  
Frankfurt (Oder)  
Frau Jacob-Händschke 

 25.11. 
2015 

Die Handwerkskammer Frankfurt(O) sieht im vorliegen-
den VBP die handwerklichen Belange berücksichtigt 
und stimmt deshalb zu. 

  Keine Abwägung erforderlich  

2.16 LBV  19.11. 
2015 

Da durch die geplante Umwandlung von Gewerbege-
biet in ein Mischgebiet für den Wohnungsbaustandort 
keine landplanerisch relevanten Änderungen an der 
Verkehrsinfrastruktur vorgenommen werden müssen 
und sich das Verkehrsaufkommen nicht wesentlich ver-
ändern wird, kann die Vereinbarkeit der Planungsab-
sicht mit den Erfordernissen der Verkehrsplanung der 
Landesverkehrsplanung bestätigt werden. 
 
Eine Anbindung an den ÖPNV (Tram) besteht in der 
Nähe. 
 
Für die Verkehrsbereiche Straßen, übriger ÖPNV, 
Schienenpersonennahverkehr, ziviler Luftverkehr 
(Flugplätze), Landeswasserstraßen und Häfen liegen 
mir Informationen zu Planungen, die das Vorhaben be-
treffen könnten, nicht vor. 
 
Durch die verkehrsplanerische Stellungnahme bleibt die 
aufgrund anderer Vorschriften bestehende Verpflich-
tung zum Einholen von Genehmigungen, Bewilligungen 
oder Zustimmungen unberührt. 

  Keine Abwägung erforderlich 
 

 

2.17 LUGV  
Landesamt f. Umwelt, 
Gesundheit und  
Verbraucherschutz  

 27.11. 
2015 

Immissionsschutz 
Mit dem VBP-Verfahren ist beabsichtigt, die rechtlichen 
Voraussetzungen für die Entwicklung der Fläche am 
Fuchsweg zu gewinnen. Der VBP beinhaltet die Ent-

  Keine Abwägung erforderlich 
 
Die Hinweise werden beachtet 
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Abteilung  
Techn. Umweltschutz 2  
Herr Heer 

wicklung des Standortes zu einem Mischgebiet. Am 
Wolfsweg ist der Bau von Einfamilienhäusern geplant. 
Am Fuchsweg soll das bestehende Gewerbegebäude 
erhalten und später saniert werden. 
Bebauung und Nutzung des Mischgebietes unterteilen 
sich in die Bereiche nicht wesentlich störender Gewer-
be und die Wohnbebauung mit Anforderung wie an ein 
allgemeines Wohngebiet. Das entspricht einem Teil der 
im Flächennutzungsplan dargestellten Mischbaufläche. 
Das bestehende Gewerbe umfasst gegenwärtig nur pri-
vaten Zwecken dienende Lagerhaltung und kann damit 
als nicht wesentlich störend eingestuft werden. 
Der Standort liegt im OT Markendorf und wird überwie-
gend durch eine Wohnbebauung geprägt. Im Südosten 
und Süden wird der Standort durch die Gewerbebauten 
am Fuchsweg und die Kleingartenanlage umgrenzt. 
Der Planung stehen keine immissionsschutzrechtlichen 
Belange entgegen. 
Begründung 
Gemäß § 50 BlmSchG (Gesetz zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunrei-
nigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche 
Vorgänge - Bundes-Immissionsschutzgesetz) sind bei 
raumbedeutsamen Planungen die für eine bestimmte 
Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzu-
ordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit 
wie möglich vermieden werden. 
Der Vorhaben- und Erschließungsplan beinhaltet die 
Festsetzung, dass in dem geplanten Mischgebiet nur 
Gewerbebetriebe zulässig sind, die das Wohnen nicht 
wesentlich stören (entspr. § 6 Abs. 1 Baunutzungs-
verordnung). Zur Vermeidung von Konflikten wurde 
die Zulässigkeit bzw. Unzulässigkeit von Nutzungen 
bestimmt. Durch diese Festsetzungen zur Art der 
baulichen Nutzung und der Einschränkung des Ge-
werbes wurde dem Schutzanspruch der Wohnbe-
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bauung Rechnung getragen und vorgesorgt. 
Im Wesentlichen ist der Vorhaben- und Erschlie-
�‰�X�Q�J�V�S�O�D�Q���Ä�%�D�X�Y�R�U�K�D�E�H�Q���)�X�F�K�Vweg" bis auf die Art 
der baulichen Nutzung aus dem rechtswirksamen 
Bebauungsplan BP-17-002 Markendorf "Am Wies-
engrund" abgeleitet. Der Vorhabenstandort ist Be-
standteil des Bebauungsplan BP-17-002 und wurde 
im Umweltbericht zum B-Plan mit untersucht. Die 
dort erstellte Bilanz erfolgte für die Darstellung eines 
Gewerbegebietes. Aktuell soll der Vorhabenstandort 
nun zu einem Mischgebiet entwickelt werden. Somit 
kann davon ausgegangen werden, dass die Umwelt-
bilanz besser ausfallen würde und dem zur Folge kei-
ne Umweltprüfung erforderlich ist. 
(§ 13a Abs.1 Nr.1 BauGB). 
  
Wasserwirtschaft (Frau Kapinos) 
Die wasserwirtschaftlichen Belange der Wasserbewirt-
schaftung, Hydrologie, Gewässerunterhaltung und des 
Hochwasserschutzes werden nicht berührt. 
Es befinden sich im Geltungsbereich des Plans keine 
Grund- bzw. Oberflächenwassermessstellen des 
Landesmessnetzes. Sollten dennoch Pegel (z.B. 
Grundwasserbeobachtungsrohre) vorhanden sein, 
wäre eine erneute Anfrage zur Verfahrensweise an 
das Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbrau-
cherschutz (LUGV), Referat W 12, zu richten. 
 
Die anderen öffentlich-rechtlichen Belange bleiben von 
dieser Stellungnahme unberührt. 

2.18 IHK  
Industrie- und  
Handelskammer  
Ostbrandenburg  

 25.11. 
2015 

keine Einwände   Keine Abwägung erforderlich  
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Frau Kuß 

2.19 Stadt Frankfurt  (O)  
Amt 66  
Frau Krause 

 20.11. 
2015 

Das Gebiet in Markendorf hat kein öffentliches Kanal-
netz für Regenwasser. Alle Bauanträge in der Region 
sind immer abhängig von der Versickerung. Ansonsten 
�V�L�Q�G���Ä�6�Rnderlösungen" gefordert. Aus den Unterlagen 
geht hervor, dass im Zuge der Änderung keine Regen-
wasserleitung verlegt werden soll. D.h. im Falle der 
Nicht-Versickerung muss eine Baugenehmigung ver-
sagt werden. 
 
Im Punkt 2.8 der Begründung ist bestätigt, dass keine 
öffentliche Regenwasserleitung zur Verfügung steht 
(auch nicht als Überlauf). 
 
Dem widerspricht Punkt 5.3 der Begründung. 
 
�Ä�1�L�H�G�H�U�V�F�K�O�D�J�V�Z�D�V�V�H�U�Y�H�U�E�U�L�Q�J�X�Q�J�� 
Grundsätzlich ist das anfallende Niederschlagswasser 
der privaten Grundstücke auf diesen zu versickern. 
Falls dies aufgrund der Baugrundsituation nachweis-
lich nicht möglich ist, zeitverzögert in das öffentliche 
System einzuleiten." (hier scheint ein Wort zu fehlen?) 
 
Dies steht im Widerspruch zu Punkt 2.8 und entspricht 
auch nicht den Tatsachen. 

Die Möglichkeit einer zeitverzögerten Einleitung 
ist nicht gegeben. Sofern eine Versickerung nicht 
möglich ist, ist die Baugenehmigung zu versagen!  
Hinweis: 
Das Amt 66 sieht prinzipiell in Frankfurt (Oder), im Be-
reich Markendorf speziell, die Problematik einer nicht 
funktionierenden Versickerung vor Ort. 
Es wird dringend angeraten, zukünftig bei der Aufstel-
lung von Bebauungsplänen generell eine Variante der 
Erschließung mit einer Regenwasserleitung in Betracht 

  Die Hinweise werden beachtet. 
Grundsätzlich besteht entsprechend §54 Abs.4 
BbgWG die Verpflichtung, nicht schädlich verun-
reinigtes Niederschlagswasser zu versickern. 
Mit dem Bebauungsplan wurde lediglich der 
Grundstücksbezug hergestellt. Erst wenn die 
Versickerung (nachweislich) nicht möglich ist, ist 
die Regenwasserverbringung anderweitig zu si-
chern. 
Zur gesicherten Erschließung gehört auch die 
nachweisliche Verbringung des Regenwassers. 
Hier wurde zeitlich innerhalb des Bebauungs-
planverfahrens eine Lösung formuliert. 
Der Begründungstext wird unter Punkt 5.3 ent-
sprechend korrigiert. Satz 2 wird gestrichen, da 
per Baugrundgutachten eine Versickerungsmög-
lichkeit nachgewiesen wurde. 
 

ja 
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zu ziehen. 
 

2.20 Stadt Frankfurt  (O)  
Amt 39 
Für Umweltschutz, 
Landwirtschaft und 
Forsten   
Herr Senst 

 24.11. 
2015 

untere Abfallwirtschaft-und Bodenschutzbehörde: 
�'�L�H���L�Q���G�H�U���$�Q�O�D�J�H�������Ä�%�H�J�U�•�Q�G�X�Q�J�����J�H�Q�D�Q�Q�W�H�Q���)�O�Xr-
stücke sind zum Teil falsch benannt. Benannt wurden 
die Flurstücke 230/12, 1091 und 1112 auf der Flur 133. 
In der folgenden Tabelle sind die aktuellen Flurstücke 
dargestellt: 

Flurstück aus 
Anlage 3 

Zwischendurch Aktuell 

   
230/12 1703 1779 

  1780 

1091 1705 1753 

  1754 

 1706 1706 

1112  1112 
 
Der Punkt 2.10 Altlasten in der Anlage 3 ist zum Teil 
falsch. 2013 wurden Untersuchungen auf dem dama-
ligen Flurstück 230/12 zum Nachweis der Altlastenfrei-
heit durchgeführt. Aufgrund der Untersuchungen konnte 
das Flurstück 230/12 (heute 1779 und 1780) aus dem 
Altlastenkataster entlassen werden. 2014 wurden, ana-
log zu Flurstück 230/12 Untersuchungen auf dem 
nordwestlichen Teilbereich des Flurstückes 1705 
durchgeführt. Auch hier konnte die Altlastenfreiheit 
nachgewiesen werden und dieser untersuchte Bereich 
aus dem Altlastenkataster der Stadt Frankfurt (Oder) 
entlassen werden. 

ja  Die Hinweise werden wie folgt beachtet: 
 
Bezeichnung der Flurstücke: 
Die Planzeichnung wird mit einer aktuellen Ver-
messungsgrundlage überarbeitet. 
Altlasten: 
Die fehlenden Grundstücksteile (Flurstück 1112 
und die nicht untersuchten Bereiche der Flur-
stücke 1753 und 1754) wurden inzwischen be-
probt und die Altlastenfreiheit nachgewiesen. 
Ein Antrag auf Entlassung aus dem Altlastenka-
taster wurde durch den Vorhabenträger gestellt. 
 
Versickerung Niederschlagswasser: 

Inzwischen liegt der Nachweis der Kontamina-
tionsfreiheit vor. Damit kann die Genehmigung 
der Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers erteilt werden. 

 

Der Begründungstext wurde entsprechend der 
obigen Feststellungen korrigiert. 

ja 



 

 
PBP GmbH, Baumschulenweg 48, 15236 Frankfurt (Oder) Seite 11 von 19 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan  VBP-54-001  �Ä�%�D�X�Y�R�U�K�D�E�H�Q���)�X�F�K�V�Z�H�J�³  Frankfurt (Oder)  im beschleunigten Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch  
 Stand :   24.06.2016    

Lf
d.

-N
r.

 

Vorliegende Äuß erungen  Vorgetragene Belange  Entgegen 
stehend:  

Wertung / Abwägungsvorschlag  

Ä
nd

er
un

g 
 

er
fo

lg
t:

 

Name Anschrif t Datum  

Ö
ffe

nt
li

ch
e

 
B

el
an

ge
 

P
riv

at
e 

 
B

el
an

ge
 

Fazit: aus dem Altlastenkataster entlassen sind 1779, 
1780 und der nordwestlich des Gebäudes befindliche 
Teil der Flurstücke 1753 und 1754 (siehe Anlage 1). 
Weiterhin im Altlastenkataster vorhanden sind 1112 
und die nicht untersuchten Bereiche der Flurstücke 
1753 und 1754. Für eine Entlassung aus dem Altlas-
tenkataster der Stadt Frankfurt (Oder) sind Untersu-
chungen analog zu den bereits durchgeführten Unter-
suchungen nötig. 
Anlage 1 �± Lage der aus dem Altlastenkataster entlas-
senen Bereiche (siehe PDF Datei im Anhang) 
 
untere Wasserbehörde: 
Seitens der uWB wird dem Entwurf des Vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes VBP-54- �������� �Ä�%�D�X�Y�R�U�Kaben 
Markendorf Fuchsweg" nicht zugestimmt, weil was-
serrechtliche Belange nicht ausreichend berücksichtigt 
wurden. 

Gemäß der textlichen Festlegung soll das anfallende 
Niederschlagswasser auf den Baugrundstücken direkt 
versickert werden. In der Begründung wird ausgeführt, 
dass die Regenentwässerung bisher weitgehend unge-
löst ist: Es steht keine öffentliche Regenwasserleitung 
zur Verfügung (auch nicht als Oberlauf). Am Standort 
sind versickerungsfähige Böden vorhanden und der 
Standort ist im Wesentlichen altlastenfrei. 

Somit besteht zur Versickerung des anfallenden Nie-
derschlagswassers auf dem jeweiligen Baugrundstück 
keine Alternative. 

Im Altlastenkataster enthalten sind jedoch das Flurstück 
1112 sowie die nicht untersuchten Bereiche der Flur-
stücke 1753 und 1754. Das stellt ein Problem dar. 
Die Einleitung von anfallendem Niederschlagswasser 
ins Grundwasser (Versickerung) auf Flächen / Flurstü-
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cken, die im Altlastenkataster gelistet sind, ist wasser-
rechtlich nicht zulässig.  

Gemäß § 48 Abs. 1 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) darf eine Erlaubnis für das Einbringen und 
Einleiten von Stoffen in das Grundwasser nur erteilt 
werden, wenn eine nachteilige Veränderung der 
Wasserbeschaffenheit nicht zu besorgen ist. 

Der § 48 Abs. 1 WHG dient der Reinhaltung des 
Grundwasser und schützt nicht nur das unterirdische 
Wasser, das in irgendeiner Weise bereits genutzt 
wird oder in absehbarer Zeit für bestimmte Nutzun-
gen vorgesehen ist, zum Beispiel ein Grundwasserlei-
ter für die Wasserversorgung, sondern das gesamte 
Grundwasser, gleichgültig, in welcher Tiefe es sich 
befindet. Grundwasser ist das gesamte, nicht künst-
lich gefasste, unterirdische Wasser in der Sätti-
gungszone. Hierzu zählt auch das Schichtenwasser. 

Wenn kein Nachweis der Kontaminationsfreiheit vor-
liegt, ist durch eine Versickerung des gefassten Nie-
derschlagswassers die Mobilisierung einer vor-
handenen Kontamination nicht auszuschließen und 
somit eine nachteilige Veränderung der Wasserbe-
schaffenheit zu besorgen. Eine wasserrechtliche Er-
laubnis ist in diesem Fall durch die uWB zu versagen. 

Eine Versickerung des anfallenden Niederschlags-
wassers darf erst nach Ausräumung des Altlastver-
dachtes auf dem jeweiligen Grundstück und auch auf 
den jeweils direkt benachbarten Grundstücken, für 
welche Altlastverdacht besteht, erteilt werden. 

Somit ist festzustellen, dass das Erschließungskon-
zept entweder fehlerhaft ist oder nicht das gesamte 
Plangebiet beinhaltet. Aus diesem Grund stimmt die 
uWB dem Entwurf des Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes VBP-54-���������Ä�%�D�X�Y�R�U�K�D�E�H�Q���0�D�U�N�H�Q�G�R�U�I��
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Fuchsweg" von 2015 nicht zu. 

2.21 Stadt Frankfurt  (O)  
Amt 61  
Gesundheitsamt  

 09.11. 
2015 

- keine Hinderungsgründe 
 
Weitere Belange des Gesundheitsamtes werden nicht 
berührt. 

  Keine Abwägung erforderlich  

2.22 Landesbüro  
anerkannter Natur-
schutzverbände GbR  
Potsdam  
Frau Pape 

 24.11. 
2015 

Zustimmung für BP Am Wiesengrund bleibt bestehen. 
Damalige Hinweise gelten auch für die geänderte Pla-
nungsabsicht: 
�Ä- grundsätzliche Bedenken gegenüber Nachnutzung 
der bereits baulich vorgeprägten Fläche bestehen aus 
naturschutzfachlicher Sicht nicht 
- für Immissionsschutz grünordnerische Möglichkeiten 
nutzen; Sichtschutz- und Immissionsschutzpflanzungen 
durch ausschließlich einheimische standortgerechte 
Laubgehölze für Trennung von Wohn- und Gewerbe-
nutzungen verwenden 
- Versickerung anfallenden Oberflächengewässers im 
Plangebiet 
- Einzäunungen für Kleintiere durchlässig gestalten 
- insektenfreundliche Straßenbeleuchtungen 
- aktuellen artenschutzfachlichen Stand vor Baubeginn 
ermitteln; Ersatzquartiere (insbesondere für Gebäude-
brüter) einplanen 
- Abfangen von Zauneidechsen und Blindschleichen 
prüfen; Vorkehrungen für Verhindern/Erschweren von 
Wiedereinwanderung ins Baugebiet 
- Fledermausersatzquartiere trotz nicht nachgewiese-
nem Fledermausbestand im Plangebiet vorsehen 
- weitgehend einheimische standort- und regionaltypi-
sche Laubgehölze für grünordnerische Gestaltung ver-
wenden�³ 

  Keine Abwägung erforderlich 
 
Die Hinweise wurden im Bebauungsplan BP-17-
�������� �0�D�U�N�H�Q�G�R�U�I�� �Ä�$�P�� �:�L�H�V�H�Q�J�U�X�Q�G�³�� �E�H�K�D�Q�G�H�O�W 
und entsprechend berücksichtigt. Für den Gel-
tungsbereich sind damit keine diesbezüglichen 
Festsetzungen oder Maßnahmen erforderlich. 
Da sich die Nutzung im Geltungsbereich von 
Gewerbe- in Mischgebiet mit vorwiegender 
Wohnnutzung ändert, verbessert sich die Situa-
tion hinsichtlich Immissionen und Verträglichkeit.  
Die Versickerung ist geregelt.  

 

2.23 Landesamt für Denkmal-
pflege und Archäologi-

 06.11. 
2015 

Keine Bedenken   Keine Abwägung erforderlich  
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sches Landesmuseum  
Denkmal - und  
Bodendenkmalpflege  
Zossen / OT Wünsdorf 
 

2.24 Stadtwerke Frankfurt 
(Oder) GmbH 
Herr Hopke 

 20.10. 
2015 

keine Berührung der öffentlichen Belange   Keine Abwägung erforderlich  

2.25 Netzgesellschaft  
Frankfurt (Oder) mbH 
Frau Schubert 

 23.10. 
2015 

Im Plangebiet befinden sich Erdgas- Mitteldruckleitun-
gen mit den entsprechenden Netzanschlüssen. 
Folgende Forderungen zum Schutz der Gasleitungen: 
�x Nach vorheriger Absprache mit Bezirksmeisterei 

Frankfurt (Oder) in Leitungsnähe Handschachtung 
durchführen. 

�x Bei seitlichen Näherungen und Kreuzungen der Erd-
gas-Ver- u. Entsorgungsleitungen einen Abstand von 
40 cm einhalten. 

�x Seitlichen Mindestabstand zu Fundamenten o.ä. von 
1 m einhalten. 

�x Errichtung von Gebäuden über Gasleitungen oder 
jedes andersartige Überbauen, das den Zugang zur 
Leitung beeinträchtigt, ist unzulässig. Keine Einwän-
de gegen Überbauung der Gasleitungen mit teilver-
siegelten Flächen. 

�x Gewährleistung der Einbettung vorhandener Gaslei-
tungen in steinfreiem Boden. 

�x Bei höhenmäßigen Veränderungen/Angleichungen 
für vorhandene Gasleitungen mind. 0,80 m und max. 
1,50 m gewährleisten. 

�x Mindestabstand 2,50 m bei Pflanzung von Bäumen 
und 1,0 m bei Heckenpflanzungen einhalten. 

�x Zugängigkeit der Gasleitungen, insbesondere der 
Schieber, während der Baumaßnahme gewährleis-
ten. 
 

  Die Hinweise werden in der Ausführung beach-
tet. 
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- geeignete Schutzmaßnahmen absprechen 
 
- keine Einwände gegen die Aufstellung des Vorhaben 
  bezogenen Bebauungsplanes 

2.26 Deutsche Telekom 
Technik GmbH 
T NL Ost 
Frau Lawrenz 

 16.10. 
2015 

Es befinden sich Telekommunikationslinien im Planbe-
reich. 
 
Fachliche Festsetzungen: 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und 
ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer 
Breite von ca. 0,5 m für die Unterbringung der Tele-
kommunikationslinien der Telekom vorzusehen. 
Hinsichtlich der geplanten Baumpflanzungen ist das 
�Ä�0�H�U�N�E�O�D�W�W�� �•�E�H�U�� �%�D�X�P�V�W�D�Q�G�R�U�W�H�� �X�Q�G�� �X�Q�W�H�U�L�U�G�L�V�F�K�H�� �9�H�U- 
�X�Q�G�� �(�Q�W�V�R�U�J�X�Q�J�V�D�Q�O�D�J�H�Q�³�� �G�H�U�� �)�R�U�V�F�K�X�Q�J�V�J�H�V�H�O�O�V�F�K�D�I�W��
für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe 
insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten si-
cherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der 
Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Telekom-
munikationslinien der Telekom nicht behindert werden. 
 
Nach dem Planentwurf sind Änderungen im Verlauf der 
Baugrenze (Baufenster 5) vorgesehen, in der sich Te-
lekommunikationslinien der Telekom befinden, die nur 
mit einem unverhältnismäßig hohen Kostenaufwand 
gesichert, verändert oder verlegt werden können. 
 
Wir bitten deshalb, die Baugrenze so auf die vor-
handenen Telekommunikationslinien abzustimmen, 
dass Veränderungen oder Verlegungen der Tele-
kommunikationslinien vermieden werden können. 
Der Vorhabenträger hat einen Bauablaufzeitenplan 
aufzustellen und unter Berücksichtigung der Belange 
der Telekom abzustimmen, damit Bauvorbereitung, 
Materialbestellung, Verlegungsarbeiten, Ausschrei-

  Keine Abwägung erforderlich 
 
Die Hinweise werden beachtet. 
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bung von Tiefbauleistungen usw. rechtzeitig eingelei-
tet werden können. Für die Baumaßnahme der Tele-
kom benötigen wir eine Vorlaufzeit von 3 Monaten. 
Zur Versorgung der neu zu errichtenden Gebäude mit 
Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist 
die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im 
Plangebiet und außerhalb des Plangebiets erforderlich. 

2.27 FWA mbH  20.11. 
2015 

Zustimmung zu dem Bebauungsplan VBP-54-001 
mit folgenden Auflagen und Hinweise 
Trink- und Schmutzwasser 
Die Trinkwasserver- und Schmutzwasserentsorgung 
der 5 geplanten neuen Grundstücke ist über die Anla-
gen im Wolfsweg bzw. im Bereich des Leitungsrechtes 
�%���J�H�V�L�F�K�H�U�W�����'�H�U���%�H�J�U�L�I�I���Ä�$�E�Z�D�V�V�H�U�����L�V�W in den Ausfüh-
�U�X�Q�J�H�Q���G�X�U�F�K���Ä�6�F�K�P�X�W�]�Z�D�V�V�H�U�����]�X���H�U�V�H�W�]�H�Q��(z. B. Ab-
satz 2.8 und 5.3). 
�(�L�Q�H���X�Q�W�H�U���������E�H�V�F�K�U�L�H�E�H�Q�H���Ä�h�E�H�U�J�D�E�H�����Y�R�Q���$�Q�O�D�J�H�Q��
an die FWA mbH ist hier nicht vorgesehen und im Text 
zu streichen. Notwendige Hausanschlüsse werden 
nach Beantragung durch die FWA mbH errichtet. 

�8�Q�W�H�U�����������Ä�$�E�Z�D�V�V�H�U�D�E�O�H�L�W�X�Q�J�����L�V�W���]�X���N�R�U�Uigieren, dass 
sich das Schmutzwasserpumpwerk auf dem Flurstück 
230/14 befindet und über eine Druckleitung bis zum 
Ausstoßschacht Höhe Goldammerweg fördert. Sämtli-
che Wohn- und Gewerbegrundstücke entwässern im 
freien Gefälle. Im Bereich des Ausstoßschachtes sind 
insbesondere während der Förderung Geruchsbeläs-
tigungen möglich. 

Regenwasser 
Für Regenwasser besteht keine Ableitungsmöglichkeit 
im Planbereich. Im Abschnitt 5.3 ist unter Nieder-
schlagswasserverbringung der 1. Absatz (zeitverzö-
gerte Einleitung in das öffentliche System) zu entfer-

  Keine Abwägung erforderlich 
 
Die Hinweise werden beachtet. 

Der Begründungstext wurde entsprechend der 
Hinweise zu Trinkwasserver- und Schmutz-
wasserentsorgung, Abwasserableitung, Re-
genwasser sowie Löschwasser korrigiert. 

Die Planzeichnung und der Vorhaben- und Er-
schließungsplan wurden um die Versicke-
rungsfläche ergänzt. 

Im Begründungstext werden die Aussagen zu 
den Leitungsrechten ergänzt. 

Der Vorhabenträger wurde über die Auflagen 
und Hinweise der FWA informiert 

ja 
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nen. Bereits im Zuge der B-Plan-Bearbeitung ist der 
Nachweis der schalllosen und umfassenden Versicke-
rung der öffentlichen und privaten Flächen gegenüber 
der unteren Wasserbehörde der Stadt Frankfurt (O-
der) zu führen. Die FWA mbH ist in die Abstimmungen 
einzubeziehen. 
Die im Absatz 5.3 beschriebene Sickerfläche von 
840m2 ist auf den Planunterlagen nicht erkennbar und 
somit zu ergänzen. 
Als wasserrechtliche Festsetzung ist unter 6.5.2 er-
gänzend zu den Baugrundstücken auch die Versicke-
rung im Bereich der öffentlichen Flächen zu ergänzen. 

Die Einleitung von Regenwasser in die Schmutzwas-
seranlagen ist nicht gestattet Anfallendes Drainage-
wasser ist auf dem jeweiligen Grundstück zu verbrin-
gen. 
Straßenbegleitende Sickermulden bzw. Rigolenanlagen 
werden nicht durch die FWA mbH übernommen bzw. 
betreut. 

Löschwasser 
�'�H�U���$�E�V�D�W�]�����������Ä�%�U�D�Q�G�V�F�K�X�W�]���L�V�W���G�D�K�L�Q�Jehend zu 
korrigieren, dass an den Hydranten H2089 (Wolfs-
weg Ecke Fuchsweg), H2090 (Goldammerweg) und 
H2091 (Grünfinkenweg) bei Momentanmessungen mit 
einem Restdruck von 1,5 bar in der Versorgungsleitung 
Entnahmemengen von Q > 48 m3/h und < 96 m3/h fest-
gestellt wurden. Die Löschwasserbereitstellung kann 
über einen Zeitraum von 2 Stunden erfolgen. Die ange-
gebenen Werte gelten nicht für die gleichzeitige Ent-
nahme aus mehreren Hydranten.  

Leitungsrechte 
Im Bereich des �/�H�L�W�X�Q�J�V�U�H�F�K�W�H�V���Ä�$����wurde bisher nur 
die Trinkwasserleitung PVC DN300 durch Dienstbarkei-
ten im Grundbuch gesichert Im Zuge des B-Planes ist 
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ein Leitungsrecht für den vorhandenen Schmutzwas-
serkanal Stz DN150 (Schacht 64965018 bis Schacht 
64965398) ergänzend festzuschreiben. 
Im Bereich des �/�H�L�W�X�Q�J�V�U�H�F�K�W�H�V���Ä�%����wurden die 
Trink- und Schmutzwasseranlagen der FWA mbH 
durch Eintragungen im Grundbuch (bpD) bisher nur 
zwischen Wolfsweg und Goldammerweg (1. BA der 
Wohngebietserschließung) gesichert. 
Die eingetragene Dienstbarkeit umfasst das 
Recht, das Grundstück für den Betrieb, die In-
standsetzung und die Erneuerung zu betreten oder zu 
nutzen. Im Bereich des Schutzstreifens dürfen für die 
Dauer des Bestehens der Leitungen keine baulichen 
Anlagen errichtet oder sonstige Einwirkungen, die den 
Bestand oder Betrieb beeinträchtigen oder gefährden 
könnten, vorgenommen werden. Als sonstige Einwir-
kungen zählen unter anderem die Bepflanzung mit 
Bäumen sowie die Regulierung des Geländes. 
Die Sicherung der Anlagen zwischen Goldammer-
weg und Ende Parzelle 5 ist bisher noch nicht erfolgt 
und für die Erschließung der Grundstücke im B-Plan-
Gebiet sowie des angrenzenden Wohngebietes zwin-
gend e rforderlich.  

Die ungehinderte Begeh- und Befahrbarkeit der Bereiche 
�Ä�$�����X�Q�G���Ä�%�����P�L�W���H�Q�W�V�S�U�H�F�K�H�Q�G�H�U���7�H�F�K�Q�L�N���G�H�U��FWA mbH ist 
jederzeit durch den Vorhabenträger bzw. die späteren 
Grundstückseigentümer abzusichern. Die Anor dnung 
von Zaun - oder Absperranlagen, welche die Erreic h-
barkeit der Anlagen verhindern, ist nicht zulässig 
und im B -Plan zu verankern.  
�8�Q�W�H�U���������������V�L�Q�G���L�P���O�H�W�]�W�H�Q���$�E�V�D�W�]���Ä�7�U�L�Q�N�Z�Dsseranlagen" 
zu ergänzen. 
 
Bzgl. der Sicherung der Leitungsrechte hat si ch der 
Vorhabenträger bitte mit dem o. g. Ansprechpartner 
in Verbindung zu setzen.  
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Baumpflanzungen  
Für die Erstellung des B-Planes ist zu beachten, dass 
Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Ver- und 
Entsorgungsleitungen gem. DVGW-Regelwerk GW 125 
vom März 1989 nur in einem Abstand von > 2,50 m 
möglich sind. Einem geringeren Pflanzabstand wird in 
Ausnahmefällen zugestimmt, wenn Schutzmaßnah-
men gegen Durchwurzelung vorgesehen werden. 
Möglich sind Trennwände aus Stahl, Beton oder wurzel-
festen Kunststoffplatten, Schutzrohre oder dickwandige 
Wurzelschutzfolien (d > 2mm). Abstände unter 1,50 m 
sind nicht zulässig. 
 

2.28 Landkreis Oder-Spree  
Dezernat III �±  
Kreisentwicklung, 
Umwelt und Bauwe-
sen, Amt für Kreisent-
wicklung 
Beeskow 
Frau Wolff 

 18.11. 
2015 

- keine Bedenken gegen die Aufstellung des VBP 
 

  Keine Abwägung erforderlich  

         

 




